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Liebe Leser, 

die Zeiten sind nicht einfach. Eine Krise jagt die 
nächste. Vor einem Jahr diskutierten wir noch, mit 
wie vielen unserer Liebsten wir das Weihnachts-
fest begehen dürfen und wo uns der Staat erlaubt 
Geschenke einzukaufen. Dieses Jahr werden wir 
wohl durch dunkle Straßen wandeln und die Ge-
schenke unter einen dunklen Baum legen.

Doch sind diese Krisen Naturereignisse? Zeigen sie 
nicht viel eher den blinden Aktionismus einer Re-
gierungspolitik, die sich gegen uns Bürger richtet? 
Fakt ist: Die deutsche Abhängigkeit von ausländi-
schem Gas ist nicht trotz, sondern wegen der Ener-
giewende entstanden. Schon 2018 warnte Donald 
Trump unter dem selbstgerechten Gelächter eines 
Heiko Maas vor der Energieabhängigkeit von Russ-
land. Wenn die Regierung nun vom „Turbo“ bei den 
Erneuerbaren spricht, dann erklärt sie das eigent-
liche Problem kurzerhand zur Lösung. Es braucht 
sicher vieles, aber nicht noch mehr Strom aus un-
zuverlässigen Quellen.

Unsere Regierung erklärt, das Wohl und Wehe des 
Planeten hinge von dem nun beschlossenen Kohle-
ausstieg 2030 ab. 280 Millionen Tonnen CO2 werden 
dadurch rechnerisch bis 2038 eingespart – Chinas 
CO2-Ausstoß von 8,6 Tagen. Während wir hier in 
NRW unseren beinahe einzigen Rohstoff  aufgeben, 
der ein Drittel der Energieversorgung ausmacht, 
baut man dort immer noch neue Kraftwerke.

Die Konsequenzen dieser irregeleiteten Politik sind 
wie beim Corona-Aktionismus eine Verarmung 

und Entrechtung unserer Bürger, Pleitewellen un-
ter mittelständischen Unternehmen und der im-
mer deutlichere Verlust unserer wirtschaftlichen 
Grundlagen. Wer dies so klar benennt, wird mit-
unter schon als „Staatsfeind“ oder „Extremist“ titu-
liert. Wie oft schon schwangen sich Linke zu „Fak-
tenchecks“ auf, um von uns thematisierte Probleme 
als „Fake News“ zu diff amieren? Die Erzählung vom 
Blackout als „rechtem Mythos“ ging nahtlos über 
in Hinweise, wie man sich auf fl ächendeckende 
Stromausfälle vorzubereiten habe. Die AfD wird 
von der Regierung nicht wegen Unwahrheiten be-
kämpft, sondern weil sie unbequeme Wahrheiten 
verbreitet.

Liebe Leser, lassen Sie sich nicht entmutigen. Kei-
ne Regierung hat das Recht, Ihnen vorzuschreiben, 
wie Sie Ihre Dusche zu nutzen haben, Ihre Liebs-
ten am Weihnachtstisch zu zählen oder den Weih-
nachtsbaum nicht zu beleuchten. Auch wenn die 
Zeiten schwer sind und dank der Regierung vorerst 
auch bleiben, meine Fraktion wird weiterhin mutig 
für Ihre Belange einstehen. Wir werden weiter klar 
benennen, wie die Regierung uns in die Irre führt, 
entrechtet und verarmt. Dabei danke ich Ihnen für 
Ihre breite Unterstützung.

Nur Mut wünscht

Editorial

Dr. Martin Vincentz
Mitglied des Landtags

Fraktionsvorsitzender
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Die Landtagsfraktion der AfD Nordrhein-Westfalen

besteht aus 11 Abgeordneten, die eine große Bandbreite 
von Aufgaben und Themen im Bereich der Landespolitik 
bearbeiten. Wir könnten dies alles ohne unsere Referenten, 
Unterstützer und den Rückhalt der Partei nicht schaffen.

Deswegen möchten wir uns an dieser Stelle bei unseren 
Referenten bedanken, die neben der täglichen parlamentari-
schen Arbeit an der Fertigstellung der Blickwinkel-Ausgabe 
grundlegend beteiligt waren:

Christer Cremer, Jörg Feller, Dominic Fiedler, Maik Klaus, 
Maximilian Kneller, Iwar Matern, Lisa-Kristin Oheim, 
Tino Perlick, Elmar Salinger u. a.



Umso weniger überrascht die mangelnde Sensi-
bilisierung und Weitsicht der Parlamentarier im 
Zusammenhang mit dem EU-Freizügigkeitsrecht 
und den fatalen Folgen für die sogenannten Net-
togeberländer. 

Es kann ein Ausdruck mangelnder Kreativität 
und Vorstellungskraft sein oder einfach Naivität 
und Leutseligkeit, da die Architekten der heutigen 
Europäischen Union mit einem raffinierten und 
sanften Imperialismus nahezu ein vollendetes 
Haus hinterlassen haben. Dessen Bewohner wie-
derum wurden zwar mit derselben Sanftmütig-
keit enteignet, doch so langsam setzt der Prozess 
der Konfrontation mit der Realität ein.
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Wie die europäische
Armutszuwanderung
unsere Städte verändert

EnXhi Seli-Zacharias, MdL
Stellv. Fraktionsvorsitzende
Sprecherin für Integrationspolitik 

Die Folgen des EU-Freizügig-
keitsrechts für sozialschwache 
Kommunen: Eine Bestandsauf-
nahme am Beispiel der Stadt 
Gelsenkirchen

Die Komplexität des EU-Frei-
zügigkeitsrechts und die damit 
einhergehende Umsetzung auf 
nationalstaatlicher Ebene haben 
insbesondere auf kommunaler 
Ebene große Probleme hervor-
gerufen. Die Erosion des Rechts-
staates, die darauf zurückzu-
führen ist, dass unausgegorenes 
supranationales Recht oktroyiert 
wurde, muss durch eine die kom-
munale Souveränität stärkende 
Europapolitik gestoppt werden. 

Mit Stand 29.01.2021 sind offiziell 
9455 Menschen aus Bulgarien 
und Rumänien in Gelsenkirchen 
gemeldet. In fünf Jahren kam es 
hier zu einer Verdoppelung. Eine 
importierte Jugendarbeitslosig-
keit und die legale Finanzierung 
von Armutszuwanderung sind 
die direkten Folgen der EU-Frei-
zügigkeit. Knapp 70 Prozent der 

erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten (ELB) ohne Erwerbs-
einkommen aus der EU stam-
men von dort. Die größte Gruppe 
ist 15 bis unter 25 Jahre alt – ge-
folgt von den 25- bis 35-Jährigen. 
Die Verweildauer im Regelleis-
tungsbezug beträgt im Schnitt 
4 Jahre oder länger. Somit sind 
Unionsbürger, die sich im ar-
beitsfähigsten Alter befinden, 
überdurchschnittlich von Ar-
beitslosigkeit betroff en und von 
Sozialleistungen abhängig.

Verlust- bzw. Nichtbestehens-
feststellung des Freizügig-
keitsrechts im Zeitraum von 
2016–2020

Die sogenannte Verlust- bzw. 
Nichtbestehensfeststellung des 
Freizügigkeitsrechts und eine da-
mit verbundene Einreisesperre 
können aus Gründen der öff entli-
chen Ordnung, aber beispielswei-
se auch wegen Rechtsmissbrauch 
oder Betrug verhängt werden. Die 
Freizügigkeit für Unionsbürger 
ist ein hohes Gut und darf des-
halb behördlicherseits nur bei 
schwerwiegenden Gründen ein-
geschränkt werden. Doch gerade 
in Gelsenkirchen ergeben sich In-
dizien für eine irrationale Finan-
zierung von Armutszuwande-
rung zulasten der einheimischen 
Bevölkerung. 

Die Anzahl der vollzogenen 
Verlustfeststellungen des Frei-
zügigkeitsrechts ist in Gelsen-
kirchen gering. Betroff en waren 
insbesondere Rumänen, Bulga-
ren, Kroaten und Polen. Im Jahre 
2020 wurden nur 29 Ausweis-

entscheidungen getroff en. 2019 
waren es 540, 2018 nur 403. 

Eine importierte Jugendarbeits-
losigkeit mündet häufig in Krimi-
nalität und Gewalt. Und Armuts-
zuwanderung verursacht neben 
den herkömmlichen Transfer-
leistungen weitere Sekundäraus-
gaben. Die zahlreichen Projekte 
und Programme im Zusammen-
hang mit der Zuwanderung aus 
Südosteuropa sind als politischer 
Betrug und Makulatur zu werten, 
um von den ernsten Problemen 
abzulenken. Der soziale Frieden 
ist aber längst in Gefahr – viele 
sind erschöpft und müde von den 
Konfrontationen mit Lärm, Ver-
müllung, Gewalt und Kriminali-
tät in den sozialen Brennpunkten. 
Sie haben innerlich kapituliert 
und die Phase der Resignation 
setzt bereits ein. 

Marketingtaugliche Modellvor-
haben der Landesregierung wie 
„Problemimmobilien im Kontext 
der Zuwanderung aus Südosteu-
ropa“ oder sogenannte Clearing-
stellen zur Vermittlung eines 
Krankenversicherungsschutzes 
sind in letzter Konsequenz als 
ein weiterer Schritt politischer 
Kapitulation zu verstehen. 

Das freiheitszersetzende Geba-
ren übergeordneter politischer 
Institutionen ist nun so weit fort-
geschritten, dass vielen Kommu-
nen nichts anderes mehr übrig 
bleibt als die Kapitulation vor 
dem Imperialismus. Die EU hat 
vorerst im Kampf um die Sou-
veränität gesiegt, doch ist dieser 
Sieg von Dauer?

REALITÄTS-
VERLUST
innerhalb
der EU-Bürokratie

Im Jahre 2011 veröffentlichte der Spiegel einen 
Artikel, in dem es um den Euro-Rettungsfonds 
ging. Bereits damals entfl ammte eine kontro-
verse und leidenschaftliche Debatte über die 
deutsche Souveränität und die Haftungsfrage 
von rund 211 Milliarden Euro. Ein ARD-Beitrag of-
fenbarte desaströse Wissenslücken deutscher 
Parlamentarier unmittelbar nach der Abstim-
mung zu diesem historischen Gesetz. 

Eine importierte 

Jugendarbeitslosigkeit

mündet häufig

in Kriminalität 

und Gewalt
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„unüberwindbare Barriere“ dar. Insbesondere die 
Wohnnebenkosten werden 2023 aufgrund enorm 
gestiegener Gas- und Heizölpreise für Nachzah-
lungsforderungen sorgen, die unzählige Haushalte 
existenziell bedrohen. Auf der anderen Seite müs-
sen Vermieter bereits jetzt die Heizkostensteige-
rungen vorfinanzieren, was gerade Kleinvermieter 
und kleine Wohnungsgesellschaften erheblich in 
ihrer Investitionsfähigkeit einschränkt. Beide Sei-
ten sollten nicht Leidtragende einer falschen Ener-
giepolitik sein, die die verfügbare Energiemenge 
selbst angesichts von Russlandsanktionen und 
dem Ausfall von Nord Stream 2 künstlich knapphält.  
Vorschläge wie Wärmehallen oder ein Kündigungs-
moratorium berühren nicht den Grund der Proble-
matik: die auch von der Landesregierung weiter 
forcierte „Energiewende“, die unsere grundlastfä-
hige Kern- und Kohlekraft ausbremst.
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in Zeiten von Inflation 
und Energiekrise

Carlo Clemens, MdL
Sprecher für Bau- und Wohnungspolitik

Wenn immer mehr Haushalte 
über die Hälfte des Einkom-
mens fürs bloße Wohnen aus-
geben, zudem noch die Heiz- 
und Stromkosten explodieren, 
bleibt kaum etwas zum Leben.

Gleichzeitig steckt die Woh-
nungswirtschaft in der Falle: Die 
Baukosten sind gegenüber 
dem Vorjahr um 17 Prozent 
gestiegen. Hinzu kommen 
Lieferengpässe, Fachkräf-
temangel und unklare För-
derbedingungen. Vor allem 
in Ballungsräumen fehlen 
hunderttausende bezahl-
bare Wohnungen. Leider 
setzt auch das „Bündnis be-
zahlbarer Wohnraum“ der 
Bundesregierung keine Im-
pulse gegen hohe Baukos-
ten. Im Gegenteil werden 
die überzogenen Anforde-
rungen und Effizienzstan-
dards der „Wärmewende“ 
weiter verschärft. Dabei 
müssten Bauordnungen 
und Genehmigungsverfahren 
verschlankt werden, um den 
Neubau für Investoren attrakti-
ver zu machen.

Für unaufhörliche Nachfrage 
nach Wohnraum sorgt auch die 
Massenzuwanderung, nicht nur 
durch Kriegsflüchtlinge aus der 
Ukraine, sondern weiterhin aus 
Afrika und Nahost. Migranten 
zieht es in NRW vornehmlich 
in Ballungsräume, wo sie um 
günstigen Wohnraum konkur-
rieren. Auch wenn Medien nur 
spärlich berichten: Die OECD 
schätzt, dass 2022 das Jahr mit 
der größten Zuwanderung nach 

Deutschland seit 1990 wird. Un-
fassbar, dass die etablierten 
Parteien auch im Landtag die 
Augen vor dem entscheidenden 
Wachstumsfaktor „Migration“ 
verschließen. Entsprechende 
Hinweise der AfD-Fraktion wer-
den mit wütenden Zwischenru-
fen bedacht. 

Die Neubauziele der schwarz-
grünen Landesregierung von 
9000 geförderten Wohneinhei-
ten pro Jahr reichen bei weitem 
nicht aus. Zeitnahe Entlastun-
gen für den Wohnungsmarkt 
sind nicht in Sicht, nicht zuletzt 
wegen der Fixierung auf den 
„Klimaschutz“ und Subventio-
nen für energetische Sanierun-
gen. Doch auch die grün domi-
nierte Landesregierung muss 
früher oder später erkennen, 
dass Kapazitäten begrenzt sind. 
Durch das Hochfahren der Mo-
dernisierungsförderung stehen 
weniger Mittel für den Woh-
nungsbau zur Verfügung. Auch 

die begrenzten Kapazitäten der 
zum Teil noch in den Flutgebie-
ten gebundenen Bauwirtschaft 
und der Handwerkermangel 
sprechen für eine Priorisierung 
bestimmter Förderbereiche. 
Anstatt abstrakte CO

2-Werte 
senken zu wollen, sollte man 
den Neubau vorantreiben, um 

das knappe Angebot zu er-
weitern und dem Wohn-
raummangel beizukommen.

Um den Mietmarkt zu ent-
lasten, muss auch das 
Wohneigentum dringend 
gestärkt werden – nicht nur 
für Familien, auch aus ver-
mögenspolitischer Sicht. 
Die schwarz-grüne Koaliti-
onsvereinbarung ist bei der 
sozialen Mietwohnraumför-
derung sehr konkret. Bei der 
Wohneigentumsförderung 
bleibt sie aber trotz der bis-
her nur geringen Bedeutung 
dieses Bereichs in NRW all-
gemein und unverbindlich. 

Der grundsätzlichen Gleichran-
gigkeit der Wohnformen und 
der im Vergleich mit anderen 
Bundesländern und erst recht 
dem Ausland allzu geringen 
Verbreitung des Wohneigen-
tums in NRW wird damit nicht 
Rechnung getragen. Deshalb 
fordert die AfD-Fraktion, inner-
halb der jährlichen Bewilligun-
gen von Sozialmietwohnungen 
eine gleichrangige Zahl von 
Eigentumsmaßnahmen zu för-
dern. Außerdem hat sie eine 
Senkung der Grunderwerbs-
steuer beantragt, die in NRW 
mit 6,5 Prozent bundesweit am 
höchsten ist.

BEZAHLBARES
WOHNEN

Die Wohnraumknappheit ist eine der entscheiden-
den sozialen Fragen unserer Zeit. Eine angemesse-
ne Wohnung ist kein Luxusgut. Die Schaffung von 
ausreichend Wohnraum sollte in der Verantwortung 
der öffentlichen Daseinsvorsorge liegen. Doch es 
wird immer schwieriger, günstige Wohnungen zu 
finden. Laut der jährlichen Umfrage der R+V Versi-
cherung befürchten 58 Prozent der Befragten, dass 
Wohnen zunehmend unbezahlbar wird. Für viele 
Menschen stellt die Suche nach einer Wohnung eine 
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Bereits im Juli hat die Bäderallianz 
ein Positionspapier zum drohen-
den Energie-Lockdown an Bun-
deskanzler Olaf Scholz verfasst. 
Mit Einsparungen möchte man 
die Schließung so lange wie mög-
lich hinauszögern. Doch ohne 
staatliche Finanzspritzen werden 
viele Sportvereine und Hallen-
bäder auf Dauer nicht überleben, 
zumal ein Ende der Energiekrise 
nicht absehbar ist. Ob die Politik 
alle Möglichkeiten zum Erhalt der 
Bäder ausschöpfen wird, bleibt 
aber fraglich. Schließlich haben 
die bisherigen Landesregierun-
gen das Bädersterben der letz-
ten 20 Jahre entweder geleugnet 
oder ignoriert. Erst die AfD hat 
mit mehreren Initiativen und 
Anträgen dafür gesorgt, dass das 
Problem verstärkt in den Fokus 
gerückt ist. 

Umfragen der DLRG haben zudem 
ergeben, dass 20 bis 25 Prozent  
der Schulen schon vor der Energie-
krise gar keinen Schwimmunter-
richt mehr anbieten konnten

Aus diesem Grund befürworten 
wir das Projekt „Bäderleben“ von 
Professor Lutz Thieme von der 
Hochschule Koblenz, der erst-
mals eine verlässliche Datenba-
sis für die Bäderzahlen in ganz 
Deutschland vorgelegt hat. Die 
seit Kurzem verfügbaren Daten 
lassen erkennen, dass sich die 
Anzahl der Bäder, die in NRW für 
die Schwimmausbildung und den 
Schwimmsport geeignet sind, seit 

2002 fast halbiert hat. Umfragen 
der DLRG haben zudem ergeben, 
dass 20 bis 25 Prozent der Schu-
len schon vor der Energiekrise 
gar keinen Schwimmunterricht 
mehr anbieten konnten. Dass die 
Probleme mitunter hausgemacht 
sind, verrät ein Blick auf die pre-
käre Personalsituation: Der Be-
ruf des Bademeisters (Fachange-
stellter für Bäderbetriebe) verliert 
seit Jahren an Attraktivität. Schuld 
sind geringe Aufstiegschan-
cen, Wochenendarbeit und die 
schlechte Entlohnung. Hinzu 
kommt die wachsende Gefahr 
durch aggressiv auftretende Ba-
degäste – die sogenannten „jun-
gen Männer“. 

Zahlreiche Freibäder konnten in 
dieser Saison wegen Mitarbeiter-
mangel entweder gar nicht erst 
öffnen oder mussten ihre Öff-
nungszeiten reduzieren. Eine 
mehrmonatige Schließung infolge 
einer Gasmangellage würde den 
Erhalt des ohnehin reduzierten 
Personals noch weiter gefährden 
und schlimmstenfalls zu ihrem 
dauerhaften Verlust führen. Die 
Engpässe an deutschen Flughäfen, 
gerade auch beim Sicherheits-
personal, sollten ein mahnendes 
Beispiel sein. Bei den Schwimm-
bädern könnte fehlendes Personal 
zu flächendeckenden Schließun-
gen führen, die die Energiekrise 
überdauern könnten. Die Daseins-
vorsorge wäre in Gefahr und die 
gesundheitlichen Folgen für unse-
re Kinder wären enorm.

Erst kam die Flüchtlingskrise, 
dann der Corona-Lockdown 
und jetzt die Energiekrise! 

Den Sportstätten droht infolge 
der gefährdeten Gasversorgung 
erneut die Zwangsschließung. 
Schon im September warnte der 
Landessportbund: „In NRW wer-
den Sportvereine von der Land-
karte verschwinden.“ Grund sind 
die gestiegenen Preise für Strom 
und Gas. Die Vereine gehen von 
einer Verdreifachung, in Extrem-
fällen sogar einer Verzehnfa-
chung der Kosten aus. Besonders 
betroffen sind die energieintensi-
ven Hallenbäder. 

Während zunächst die Rede da-
von war, die Wassertemperatur 
abzusenken, steht jetzt der ge-
samte Betrieb infrage. Für die so 
dringend benötigte Schwimm-
ausbildung unserer Kinder wäre 
das ein Desaster. Gleiches gilt für 
die tausenden ehrenamtlich täti-
gen Vereinsmitglieder sowie die 
Rettungs-, Lehr- und Fachkräf
teausbildung. Denn schon jetzt 
fehlen deutschlandweit 2500 Ba-
demeister und mindestens ge-
nauso viele Rettungsschwimmer. 
Ein drittes Jahr mit stark einge-
schränktem Hallenbadbetrieb 
würde einen weiteren Zuwachs an 
Nichtschwimmern nach sich zie-
hen. Der Schwimmverband NRW 
geht allein für die Viertklässler des 
Schuljahres 2020/21 von 152.000 
Nichtschwimmern aus. Jegliches 
Bemühen, diesen Rückstand auf-
zuholen, wäre aufgrund dauerhaft 
geschlossener Hallenbäder zum 
Scheitern verurteilt. 

Andreas Keith, MdL
Parl. Geschäftsführer
Sprecher für Sportpolitik

DIE AUSWIRKUNGEN DER 
ENERGIEKRISE auf den Schwimmsport 

in NRW

SYMBOLBILD
QUELLE: PICTURE ALLIANCE/DPA|HAUKE-CHRISTIAN DITTRICH
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Kühe auf der Weide, gackern-
de Hennen und wogende Ähren 
– wenn die Sonne über unse-
rer Kulturlandschaft aufgeht, 
dann zeigt sich die Natur oft in 
ihrer schönsten Pracht. Unsere 
bäuerlichen Familienbetriebe 
leben landwirtschaftliche Tra-
dition und Regionalität.

Doch kleine Familienbetriebe be-
finden sich seit Jahren auf dem 
Rückzug. In den letzten 20 Jah-
ren hat sich die Anzahl der Höfe 
in NRW um 27.200 verringert. Sie 
kapitulieren vor allem aus wirt-
schaftlichen Gründen. Die Glo-
balisierung setzt unsere Bauern 
einem enormen Wettbewerbs-
druck aus. Aber statt ihnen dabei 
zu helfen, auf dem globalen Markt 
zu bestehen und Raum für tech-
nischen Fortschritt zu schaff en, 
versucht die aktuelle Landwirt-
schaftspolitik die Quadratur des 
Kreises.

Die Umweltaufl agen und Sub-
ventionspolitik sollen die Land-
wirtschaft extensiver und damit 
umweltfreundlicher machen. Mit 
dem Green New Deal auf EU-Ebe-
ne wird dies durch die Umschich-
tung von Mitteln aus der ersten 
Säule in die zweite Säule der Ge-
meinsamen Agrarpolitik deutlich.

Dies beinhaltet eine pauschale 
Halbierung des Pfl anzenschut-
zes, eine Umwidmung von einem 
Viertel der Flächen in Ökoland-
bau, 10 Prozent Brachlegung, eine 
Reduktion der Düngemittel um 
20 Prozent, reduzierte Viehbe-
stände und fördert den Flächen-
verbrauch durch Photovoltaik und 
Windkraft. All diese Maßnahmen 
führen logischerweise zu gerin-
geren Erträgen pro Fläche.

Bereits jetzt sorgen Aufl agen, 
wie die praxisferne Ausweitung 
„Roter Gebiete“ im Rahmen der 
Düngeverordnung oder die nicht 
marktkompatible Förderung von 
Ökolandbau, für die Extensivie-
rung unserer Landwirtschaft.

Eine der Folgen zeigte die Ernte-
bilanz 2022: Der Proteingehalt 
von Weizen war teils nicht aus-
reichend für Brotgetreide. Der Lö-
sungsvorschlag der NRW-Agrar-
ministerin Gorißen off enbarte 
die Bigotterie der Agrarpolitik
insgesamt: man könne den Wei-
zen ja mit Auslandsimporten mit 
höherem Proteingehalt strecken.

Besonders bigott ist dabei, dass 
Extensivierung bei immer klei-
neren Nutzfl ächen nicht funktio-
nieren kann. In NRW werden pro 
Tag fast sechs Hektar Boden ver-
siegelt. Entweder betreibt man 

eine intensive Landwirtschaft auf 
wenig Raum und kann Flächen 
der Natur überlassen oder man 
extensiviert die Bewirtschaftung, 
aber dann auf mehr Fläche. Bei-
des wären gangbare Wege, um 
die Lebensmittelversorgung si-
cherzustellen und gleichzeitig 
Natur und Kulturlandschaft zu 
schützen. Doch die bestehende 
Politik betreibt Extensivierung auf 
schrumpfender Fläche – die Qua-
dratur des Kreises!

Die Subventions- und Dokumen-
tationsbürokratie der EU hat 
einen zusätzlichen Negativeff ekt: 
Insbesondere kleine Familienbe-
triebe sind strukturell benachtei-
ligt und können den Papierkrieg 
kaum stemmen. Dabei ist erwie-
sen, dass statt Monokulturen von 
Großbetrieben gerade kleinräu-
mige Landwirtschaft einen positi-
ven Eff ekt auf die Umwelt hat. Die 
Subventionspolitik führt also zum 
gegenteiligen Eff ekt: Die Umwelt 
wird geschädigt.

Durch den Ukraine-Krieg, Sanktio-
nen, die verfehlte Energiepolitik, 
aber auch durch die Zinspolitik 
der EZB steigen derweil die Er-
zeugerpreise stark an: Im Oktober 
kletterten die Energie- und Le-
bensmittelpreise auf einen neuen 
Höchststand seit 1951. Im Durch-
schnitt stiegen die Lebensmittel-
preise um 20,3 %. Deutlich gestie-
gen sind die Preise für Speisefette 
(+49,7 %), Molkereiprodukte und 
Eier (+28,9 %), Gemüse (+23,1 %), 
sowie Getreideerzeugnisse (+19,8  %).

Was wir brauchen, ist ein poli-
tischer Paradigmenwechsel für 
eine zukunftssichere heimische 
Landwirtschaft.

Zacharias SchalleY, MdL
Sprecher für UmWelt- und LandWirtschaftspolitik
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FÜR  DEN 
     FRIEDEN
Das Jahr 2022 nähert sich seinem 
Ende. Die Tage werden kürzer, die 
Nächte kälter und das Leben für 
viele Menschen in Deutschland 
trostloser. Es ist das Jahr des 
russischen Angriffskrieges auf 
die Ukraine, das Jahr grausamer 
Kriegsverbrechen, das Jahr welt-
weiter Wirtschaftssanktionen ge-
gen Russland. Aber es ist auch das 
Jahr, in dem Millionen Menschen in 
Deutschland zu verarmen drohen. 

Benzin, Gas, Strom, Lebensmittel 
– die Deutsche Bundesbank pro-
gnostiziert für das vierte Quartal 
2022 eine Infl ationsrate von 10 
Prozent. Aufgrund der gestiege-
nen Preise verzichteten laut einer 
Umfrage bereits im Juni 16 Pro-
zent der Deutschen auf reguläre 
Mahlzeiten, weitere 13 Prozent 
ziehen dies in Betracht. Heizen 
wie gewohnt können sich nur die 
Wenigsten leisten, nachdem sich 
der Gaspreis verdreifacht hat 
und die Energiekosten durch die 
Decke gegangen sind. Die Schlag-
wörter dieser Zeit heißen „Solida-
rität mit der Ukraine“ und „euro-
päischer Zusammenhalt“ – aber 
wie weit geht die Solidarität, wenn 
man sich das Leben nicht mehr 
leisten kann? Noch wichtiger: Wie 
weit darf die Solidarität deutscher 

Politiker gehen, deren Amtseid 
das Wohle des deutschen Volkes 
beinhaltet? 

Von der wirtschaftlichen Situ-
ation nur peripher betroff en, 
treff en sie Entscheidungen, 
welche für den normalen Bür-
ger existenzbedrohend sind. 
Deutschland befindet sich in 
einem Wirtschaftskrieg. Kriege 
fordern Opfer und viele bezah-
len dies nun mit ihrer Existenz. 
Viele mittelständische Unter-
nehmen müssen schließen, da 
sie aufgrund des explosionsarti-
gen Kostenanstieges nicht mehr 
wirtschaftlich betrieben werden 
können, Familien streichen ihre 
Jahresurlaube, stellen größere 
Anschaff ungen hinten an, die Er-
sparnisse werden nach und nach 
aufgebraucht. Viele verzweifeln 
an der Situation, verzweifeln da-
ran, nicht mehr in der Lage zu 
sein, ihre Familie ernähren zu 
können. Stehen kurz davor, alles 
zu verlieren. 

Besonders kritisch stellt sich 
die Lage für die Rentner dar. Im 
Hinblick auf die aktuelle Ten-
denz der Preisentwicklungen 
können Personen mit einer 
kleinen Rente nicht mehr ihren 

Lebensunterhalt bestreiten. Vie-
le stehen vor der Frage, ob sie 
im Winter lieber eine beheizte 
Wohnung oder einen gefüllten 
Kühlschrank haben wollen. Die 
Pfandhäuser laufen über – be-
sonders tragisch der Fall eines 
Mannes, der versuchte sein Dia-
lysegerät zu verpfänden.

Jetzt wäre es sicherlich falsch, die 
umfangreichen Kostenanstiege 
einzig mit der außenpolitischen 
Lage in Verbindung zu setzen. 
Politische Fehlentscheidungen 
wie in der Energiepolitik und 
Misswirtschaft haben ebenfalls 
zur Verschärfung der Situation 
beigetragen. Unumstritten ist 
allerdings, dass die vom Westen 
verhängten Sanktionen gegen 
Russland Deutschland verändert 
haben. Nicht nur die deutsche 
Wirtschaft verzeichnet Einbußen, 
jeder von uns tut das. 

Und so hat ein Krieg, der 1700 Ki-
lometer von uns entfernt ist, dras-
tische Auswirkungen auf den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt. 
Denn „Solidarität mit der Ukraine“ 
und auch „europäischen Zusam-
menhalt“ muss man sich dieser 
Tage erst einmal leisten können, 
finanziell und moralisch.

Dr. Martin Vincentz
Fraktionsvorsitzender
Sprecher für ArBeits-, Gesundheits- und Sozialpolitik
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haben wollen



Wir lesen jeden Tag Horrormeldungen zu gestiegenen 
Strom- und Gaspreisen. Die Infl ation überschreitet die 
10-Prozent-Marke. Dabei sind sich Mainstream-Medi-
en und -Politik einig: Der Russe ist schuld!

Doch ist das wirklich so? Schon Ludwig Erhard 
wusste: „Die Infl ation kommt nicht über uns als ein 
Fluch oder als ein tragisches Geschick; sie wird im-
mer durch eine leichtfertige oder sogar verbreche-
rische Politik hervorgerufen.“

Ein Grundübel für Erhard waren die Kartelle als „Fein-
de der Verbraucher“. Bei einem Kartell versuchen 
Akteure, Marktmengen und -preise zu beeinfl ussen 
und Konkurrenten zu schädigen. Dies geschieht auf 
nationaler wie auf internationaler Ebene. Der Ener-
giemarkt in Deutschland wird inzwischen genau so 
beherrscht – vom Kartell der Klimalobby.

DIE DREI SCHWERTER DES 
KLIMAKARTELLS

Schwert 1:

KONKURRENZ VERBIETEN, KAUFZWANG 
FÜR EEG-STROM

Deutschlands Klimapolitiker fahren eine Doppel-
strategie: Einerseits werden Kohle- und Kernkraft-
werke abgeschaltet, andererseits Windindustrie 
und Photovoltaik mit hunderten Milliarden Euro 
subventioniert. Die Produkte „Kernkraft“ und „Koh-
lekraft“ unterliegen so mittelfristig einem Verkaufs-
verbot. Gleichzeitig werden Netzbetreiber gezwun-
gen, immer zuerst „erneuerbaren“ Strom zu kaufen. 
Dafür besteht ein Abnahmezwang. Auch dann, wenn 
das Netz überlastet ist, Windindustrieanlagen aus 
dem Wind gedreht werden und gar keinen Strom 

17

T I T E L T H E M A T I T E L T H E M A

produzieren: Es wird der theoretisch erzeugbare 
Strom bezahlt. Die Kosten tragen die Verbraucher.

Der Strompreis für eine bestimmte Stunde eines Ta-
ges wird an der Börse bestimmt. Kraftwerksbetrei-
ber bieten ihren Strom gemäß der Brennstoff kosten 
an – Löhne, Abschreibungen und Finanzierungs-
kosten spielen hier keine Rolle. Die Nachfrage durch 
Bürger und Unternehmen wird von den jeweils 
günstigsten Kraftwerken gedeckt. Als Produktpreis 
wird der gebotene Preis des teuersten Kraftwerks 
festgelegt, das notwendig ist, um die Nachfrage zu 
bedienen bzw. einen Blackout zu verhindern (Preis-
setzer). Dieses System wird Merit Order genannt 
und hat über mehr als 20 Jahre perfekt funktioniert. 

Lange Zeit lagen die Brennstoff kosten der Kraftwer-
ke nah beieinander. Das waren grob gerundet in Cent 
pro Kilowattstunde: Kernkraft und Braunkohle je 2 
Ct/kWh, Steinkohle 3 Ct/kWh, moderne Gaskraft 4 
Ct/kWh und off ene Gasturbinen 5 Ct/kWh. Es gab ge-
nug Kraftwerke, und Kohle war lange Zeit der Preis-
setzer. So lag der Börsenpreis beispielsweise 2017 bei 
3 Ct/kWh. Mit Transport zahlten Industriekunden – 
befreit von den hohen EEG-Kosten – 8 Ct/kWh.

Nach dem reihenweisen Abschalten von billigen Koh-
le- und Kernkraftwerken änderte sich die Lage an der 
Strombörse. Bei hoher Nachfrage (z. B. am Montag-
mittag) waren immer häufiger teure Gaskraftwerke 
„Preissetzer“ und trieben den Preis auf 5 Ct/kWh.

Schwert 2: 

CO₂-ZERTIFIKATE, KOHLE UND GAS VERTEUERN

Der Preis für CO2-Zertifikate lag 2017 noch bei etwa 
6 €/Tonne. Das EU-Klimakartell wollte aber, dass 
Kohle und Gas teurer werden – die Zertifikatpreise 
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Christian Loose, MdL
Sprecher für Wirtschafts-, Industrie-, 
Klimaschutz- und Energiepolitik
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mussten steigen. So wurde die sogenannte „Markt-
stabilitätsreserve“ erfunden, quasi eine Schublade, 
in die Zertifikate hineingelegt und vergessen wer-
den, um sie vom Markt zu nehmen. So wurden Zerti-
fikate knapper und ihre Preise stiegen bis Ende 2021 
auf über 80 €/Tonne. Der Strom aus fossilen Kraft-
werken verteuerte sich daraufhin massiv – Kohle-
strom um 7 Ct/kWh auf etwa 10 Ct/kWh,  Gasstrom 
um 2–3 Ct/kWh auf 6 Ct/kWh.

Die beiden Schwerter Verknappung von Kraftwer-
ken und Zertifikate sorgten dafür, dass der Strom-
preis an der Börse nun bei etwa 8 bis 11 Ct/kWh lag 
– eine Verdreifachung gegenüber 2017.

Schwert 3: 

ANGRIFF AUF INVESTITIONEN IN ÖL UND GAS

Mit dem Pariser Klimaabkommen 2015 begann der 
große Feldzug gegen fossile Brennstoff e.

Man beschloss Beschränkungen für Investitionen 
in die Exploration und Förderung fossiler Rohstoff e. 
In der Folge kürzten die 1200 größten Energiekon-
zerne der Welt ihre Investitionen in neue Gas- und 
Ölfelder um mehr als zwei Drittel. Damit stößt der 
wachsende Energiehunger auf ein gleichbleibendes 
Angebot. Die Gaspreise stiegen und damit auch die 
Kosten für Gasstrom – bis Ende 2021 auf 20 Ct/kWh.

Das nationale und internationale Klimakartell hat den 
deutschen Strompreis in wenigen Jahren mehr als 
versechsfacht: Von 3 auf 20 Cent pro Kilowattstunde!

Für die Industrie bedeutete dies mit Transport ei-
nen Anstieg von 8 auf 25 ct/kWh. Aufgrund der lang-
fristigen Verträge triff t die Wucht des Klimakartells 
erst im Jahr 2023.

Zur Erinnerung: Das alles geschah Jahre bis Monate 
vor dem Angriff  auf die Ukraine!

BRENNGLAS UKRAINE-KRIEG

Russlands völkerrechtswidriger Angriff  auf die Uk-
raine hat die Probleme wie in einem Brennglas ge-
zeigt. Die Gaspreise stiegen danach zunächst nur 
moderat. Die Sanktionsspirale des Westens ver-
anlasste Russland zu Gegenreaktionen, sodass der 
Gasfl uss stoppte. Dadurch stiegen die Gaspreise 
teilweise auf das Fünff ache. Die Folgen trafen die 
Deutschen, während Russland profitierte. Die rus-
sische Gasindustrie verkaufte zwar kein Gas mehr 
an den Westen, fand aber willige Abnehmer in China 

und Indien. Durch den massiven Preisanstieg konnte 
Gazprom bei einer kleineren Verkaufsmenge höhere 
Gewinne erzielen und vermeldete für das erste Halb-
jahr 2022 einen Rekordgewinn von 41,8 Mrd. Dollar.

Die deutsche Regierung verhinderte Schutzmaß-
nahmen gegen die hohen Gaspreise: Die Kohlekraft-
Reserve blieb aus, die Kernkraftwerke erhielten kei-
ne neuen Brennelemente für eine Verlängerung.

Die hohen Gaspreise trafen die Deutschen mit vol-
ler Wucht und trieben den Strompreis in ungeahnte 
Höhen von 50 Ct/kWh (2017 waren es nur 3 Ct/kWh). 
Polen zeigt, dass es anders gegangen wäre: Hier lag 
der Strompreis dank Kohlekraft bei nur 20 Ct/kWh.

Damit zeigt sich, dass das Klimakartell die hohen 
Energiepreise zu verantworten hat und nicht (al-
lein) Putins Krieg.

DER SCHLÄGERTRUPP DES KARTELLS

Wenn Verbraucher erkennen würden, dass nicht 
etwa ausschließlich Russland ihr Feind ist, sondern 
das Klimakartell, dann könnte es für das Kartell un-
gemütlich werden. Es könnte zu Gelbwestenpro-
testen, Aufständen u. ä. kommen. Deshalb müssen 
solche Widerstände im Vorfeld verhindert werden. 
Kritiker müssen „gekillt“ werden. Ein modernes 
Land bringt Menschen aber nicht mehr physisch 
um, sondern tötet sie „gesellschaftlich“ – idealer-
weise mithilfe von Medien, Politik und NGOs.

Und so gibt es diverse Angriff e auf Menschen und 
Unternehmen. Siemens wurde öff entlich heftig atta-
ckiert, weil es eine Signalanlage für eine Kohlebahn 
nach Australien liefern wollte. Das Umweltbundes-
amt veröff entlichte eine Liste von „Klimawandel-
skeptikern“, durch die u.  a. der ehemalige Umwelt-
senator und renommierte Professor Fritz Vahrenholt 
diskreditiert wird. Personen, die es wagen, natürliche 
Ursachen für den Klimawandel zu erörtern, werden 
mittlerweile standardmäßig als Klimaleugner oder 
-rassist bezeichnet. Menschen, die gegen hohe Preise 
protestieren, werden vom NRW-Innenminister Reul 
pauschal als „Staatsfeind“ diff amiert, was an den 
„Klassenfeind“ der DDR erinnert.

Die Menschen sollen die hohen Preise nicht nur ak-
zeptieren, sondern gefälligst „gut“ und „richtig“ fin-
den. So erklärte der WDR-Journalist Holger Beck-
mann im Oktober 2021 in der Tagesschau: „Was CO₂ 
ausstößt, darf nicht mehr billiger werden, im Ge-
genteil: Es muss sich weiter verteuern (…) die hohen 
Preise für fossile Energieträger sind das richtige Si-
gnal zur richtigen Zeit.“
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Das Klimakartell können wir 
aber aufbrechen. Wir müssen 

nur wie Ludwig Erhard auf das 
„Geheimnis der Marktwirtschaft“ 
vertrauen, die individuelle Frei-
heit. Das heißt unter anderem:

• Freiheit für unsere Forschung, 
 z. B. für sichere und moderne 
 Kernkraft

• Freiheit für die Produktion, 
 z. B. für Strom aus Kohle-
 kraftwerken

• Freiheit für unsere Medien

Schließen wir mit Erhard:

„Die Freiheit ist und 

bleibt ein Ganzes und 

Unteilbares“.

Die Antwort 
heißt Freiheit!
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Klaus Esser, MdL
Stellv. Fraktionsvorsitzender
Sprecher Hauptausschuss

TOHUWABOHU
Religionswahl ab 14,  Landtagswahl ab 16, Autofahren ab 18 
und voll strafmündig erst ab 21

kein Hirngespinst, sondern zeigte sich erneut bei 
der Juniorwahl 2021, wo die Grünen ein überpropor-
tional gutes Ergebnis von über 20 Prozent erzielten.

Eine stärkere Repräsentanz der Bedürfnisse jun-
ger Menschen ist gut und wichtig. Mit Wahlen ab 
16 wird aber eine stärkere Berücksichtigung ihrer 
Interessen nur vorgeschoben, denn die drängen-
den Themen der deutschen Jugend werden weiter-
hin nicht angepackt. Alle gesellschafts- und wirt-
schaftspolitischen Maßnahmen laufen auch auf 
Landesebene nur auf eine zukünftige Extrembelas-
tung der jungen Generation durch Verschuldung, 
Migration und Bildungsmisere hinaus. Anstatt die 
jungen Staatsbürger auf das deutsche „Schnee-
ball-Rentensystem“ vorzubereiten, das sie bald 
mittragen sollen, trichtern ihnen Klimahysteriker 
ein apokalyptisches Szenario ein, das nie Realität 
werden wird.

Immer wieder neue Rosinenpickerei

Zudem werden bei allen Überlegungen zum Wahl-
recht immer nur die passenden Rosinen heraus-
gepickt: Was bei derartigen Überlegungen immer 
fehlt, ist die gleichzeitige Reform des Strafrechts. 

Artikel 38 Absatz 2 des Grundgesetzes lautet: 
„Wahlberechtigt ist, wer das  achtzehnte Lebens-
jahr  vollendet hat; wählbar ist, wer das Alter er-
reicht hat, mit dem die Volljährigkeit eintritt.“ 

Im Februar 2020 scheiterte der vorerst letzte Ver-
such, das Wahlalter in NRW abzusenken. Jugendliche 
sollten mit 16 Jahren das Wahlrecht zur Landtags-
wahl erhalten. Der Antrag auf Änderung der Landes-
verfassung fand nicht die erforderliche Zwei-Drittel-
Mehrheit, CDU, AfD und FDP stimmten dagegen.

Das Thema ist jetzt auf Bundesebene wieder „in“. In 
Kürze wird auch in NRW die Koalition einen neu-
en Anlauf starten – denn Grüne und CDU haben 
es im Koalitionsvertrag so vereinbart: Neben dem 
Kohleausstieg 2030, sage und schreibe 1000 neuen 
Windrädern bis 2027, Solardachpfl icht und deutlich 
mehr Radwegen steht dort die Senkung des Wahl-
alters auf 16 Jahre bis zur nächsten Landtagswahl. 
Die CDU von Ministerpräsident Wüst wird keine Ge-
genwehr mehr zeigen, auch die FDP ist inzwischen 
umgeschwenkt. Anders als bei utopischen Zielen, 
wie 1000 Windrädern in Zeiten von Rohstoff - und 
Personalmangel, lässt sich die Landesverfassung 
schnell ändern – und so ein „Erfolg“ schaff en.

Wahlalter bundesweit höchst unterschiedlich 
geregelt

Der Föderalismus der Bundesrepublik macht es 
möglich: Das Mindestwahlalter ist in Deutschland 

Denn als mündiger junger Staatsbürger darf man 
dann nicht nur mit 16 wählen, sondern sollte bei 
Strafverfahren auch als vollverantwortlicher Er-
wachsener behandelt werden. Gerade auf links-
grüner Seite wird immer wieder auf eine ver-
meintliche Infantilisierung junger Erwachsener 
hingewiesen, um etwa das Jugendstrafrecht im 
Regelfall bis zum 21. Lebensjahr anzuwenden 
oder eine Jugendamtsbetreuung über die Volljäh-
rigkeit hinaus einzufordern. Angeblich sind junge 
Menschen erst mit Mitte zwanzig reif genug, sich 
um ihre eigenen Belange zu kümmern. Bis dahin 
seien viele Menschen charakterlich ungefestigt 
und bräuchten besondere Nachsicht und Fürsor-
ge des Staates. Wenn das denn zutriff t, lässt sich 
nicht rechtfertigen, die Bürger noch früher über 
die künftigen Verhältnisse in unserem Land be-
stimmen zu lassen. Dafür sind falsche politische 
Weichenstellungen, etwa die Gefährdung unserer 
Energieversorgung oder eine von irrwitzigen Kli-
mazielen geleitete Verkehrswende, viel zu wich-
tig, als aus einem Wahlgang eine nicht ganz ernst 
gemeinte Veranstaltung zu machen, die man alle 
paar Jahre abhalten kann.

Die AfD-Fraktion NRW wird daher Bestrebungen 
zur Absenkung des Wahlrechts mit guten Argu-
menten entgegentreten, erkennbare Absichten 
der Altparteien aufdecken und auf die Gesetzes-
systematik hinweisen. Ein Absenken des Wahl-
alters auf 16 Jahre ist der falsche Weg. Angesichts 
der vorherrschenden Großkrisen drängt sich der 
Verdacht auf, dass auch diese Initiative Ausdruck 
einer Verweigerung ist, sich der elementaren Fra-
gen unseres Landes anzunehmen. Unsere Koali-
tionäre wissen sowohl auf Landes- als auch Bun-
desebene, dass die Bruchstellen einer jahrelang 
fehlgeleiteten Politik kaum positives Handeln und 
Gestaltung mehr zulassen. Daher wird nur noch 
reine Symbolpolitik betrieben, sei es die Absen-
kung des Wahlalters oder die Bekämpfung von 
sogenannter „Periodenarmut“ – was nichts ande-
res bedeutet als die kostenfreie Bereitstellung von 
Menstruationsartikeln für jedermann im öff ent-
lichen Raum. Die grundlegenden Missstände in 
unserem Land bleiben so wie bei einem Schwel-
brand unangetastet und werden weiter in die Zu-
kunft vertagt – zulasten der nächsten Generation.

sehr unterschiedlich festgelegt. In Brandenburg, 
Bremen, Hamburg und Schleswig-Holstein liegt es 
für die Landtage bzw. Bürgerschaften bei 16 Jahren. 
In den anderen Ländern und bei der Bundestags-
wahl gilt das Mindestalter 18. Bei den letzten Kom-
munalwahlen in NRW durfte dagegen schon ab 16 
gewählt werden.

Der SPD-Antrag von 2020 wurde mit dem politi-
schen Engagement von „rund 300.000 Schülerin-
nen und Schüler“ begründet, die sich deutschland-
weit bei „Fridays for Future“-Demos engagierten. 
Die SPD forderte, der jüngeren Generation müsse 
die Möglichkeit der direkten politischen Beteili-
gung gegeben werden.

Auch in NRW haben zuletzt im September wieder 
tausende junge Menschen ihre Meinung kundge-
tan – und zwar während der Schulzeit. Denn die Fri-
days-Proteste müssen schon namensbedingt aus-
schließlich am Freitagvormittag stattfinden, was 
den von Lehrern und NGOs animierten Schülern 
auch das Label „FFF-Schulschwänzer“ einbrachte.

Schulschwänzer mit 16 Jahren wählen lassen?

Warum ist die Absenkung des Wahlalters auf 16 
Jahre nun falsch? Aus taktischen Gründen wird hier 
primär nach passenden Wählerstimmen geschielt. 
Grüne und SPD erhoff en sich Wähler, die in ihrem 
täglichen – insbesondere schulischen – Umfeld 
stark linksgrün geprägt wurden. Das ist übrigens 

WER SOLL DA NOCH DURCHBLICKEN?

T H E M E N



A ls Degenfechter ist Martin Vincentz (36) auch  
im politischen Gefecht für äußerste Präzisi-

on gefürchtet. Seine Treff er bemerkt man jedoch 
nicht am Geschrei der Gegenseite – sondern an 
ihrem betretenden Schweigen. Besonders bei The-
men wie Lockdowns, Impfpfl icht und Inzidenzirr-
sinn kann man nach Vincentz’ Einlassungen eine 
Stecknadel fallen hören.

Denn der promovierte Arzt weiß, wovon er spricht. 
So versteht er auch, dass das schwerkranke Ge-
sundheits- und Pfl egesystem mit politischer 
Symptombehandlung nicht zu kurieren ist. Wah-
re Wertschätzung ist für ihn stattdessen die bes-
te Medizin. Vielleicht liegt es am hippokratischen 
Eid, den Vincentz einst leistete, dass sich der Kre-
felder auch als Politiker seiner Verantwortung für 
das Wohl der Menschen zu jeder Zeit ganz genau 
bewusst ist.

Dr. Martin Vincentz studierte Humanmedizin in 
Köln und erhielt 2013 seine Approbation als Arzt. 
Während seiner Promotion arbeitete er als Assis-
tenzarzt in der Inneren Medizin in Krefeld. 2017 
zog er erstmals in den Landtag ein. Seit 2019 ist 
er Facharzt für Allgemeinmedizin. 2022 wurde er 
zum Sprecher des AfD-Landesverbandes NRW ge-
wählt.
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Die AfD ist erneut in den nordrhein-westfäli-
schen Landtag eingezogen und aktuelle Umfra-
gen zeigen: Bei einem Wahltermin im Herbst hät-
ten noch viel mehr Bürger auf uns gesetzt!

Immer weniger Menschen akzeptieren schließ-
lich, von den Grünen zu reinen Kollateralschäden 
eines längst verlorenen Wirtschaftskriegs erklärt 
zu werden. Sie möchten nicht Weihnachten im 
Dunkeln frieren, weil die Ampel-Parteien stur um 
den Weiterbetrieb funktionsfähiger Kernkraft-
werke feilschen. Und sie erleben, dass Infl ation 
eben kein Kurzzeitereignis ist, sondern hohe Le-
bensmittel- und Energiekosten ungebremst ihren 
Restwohlstand verzehren.

Als AfD bieten wir konstruktive Lösungen, die alle 
anderen Fraktionen nicht einmal denken können, 
ohne eigenes Versagen einzugestehen: 20 Jahre 
Stromverknappung durch die „Energiewende“, 
Klimawahn bis in die Landwirtschaft und mona-
telange Lockdowns bei gleichzeitiger Flutung des 
Marktes mit Billionenbeträgen bilden den perfek-
ten Sturm, der sich nun besonders heftig entlädt.

Unter Hendrik Wüst hat die CDU ihre konservativen 
Restbestände wie Krümel an der Krawatte wegge-
schnippt. Politik, die den Problemen der Menschen 
ohne rotgrüne Brille ins Auge schaut, wird es so-
mit auch in den nächsten fünf Jahren nur von einer 
Fraktion geben: Ihrer Alternative für Deutschland.

Dr. Martin Vincentz

Fraktionsvorsitzender 

Sprecher für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales 
sowie stellv. Sprecher 
für Sportpolitik

DR. MARTIN VINCENTZ SCHWANG DEN 
DEGEN AUCH SCHON AUSSERHALB DES 
LANDTAGS. DER 36-JÄHRIGE ARZT WAR 
JAHRELANG ERFOLGREICHER FECHTER

WIR BATEN UNSERE 
ABGEORDNETEN, EINEN 

GEGENSTAND ZUM FOTOTERMIN 

MITZUBRINGEN, DER IHRE POLITISCHE 

EINSTELLUNG ODER IHRE
 PERSÖNLICHKEIT UNTERSTREICHT. 

WIR FREUEN UNS ÜBER 
DIE VIELFÄLTIGEN ERGEBNISSE.  

Geschafft!

Autor: Tino Perlick
Fotos: ToBias EBenBerger

Fotos: ToBias EBenBerger
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Andreas Keith

Parlamentarischer 
Geschäftsführer

Sprecher für Sportpolitik 
und Forstwirtschaft, 
stellv. Sprecher für Verkehr, 
Obmann im Untersuchungsaus-
schuss zur Aufarbeitung der Hoch-
wasserkatastrophe

Als Ex-Leistungssportler schmerzt 
Andreas Keith (55) der miserable 
Zustand des deutschen Breiten-
sports besonders. Statt für Pres-
tigeveranstaltungen wie Olympia
an Rhein und Ruhr kämpft er 
daher lieber für gut ausgestatte-
te Vereine, moderne Sportstätten 
und den Erhalt der Schwimmfä-
higkeit.

Weil der Vereinssport für den Le-
verkusener Herzenssache ist, 
ärgert ihn umso mehr, wie die 

Corona-Maßnahmen das Ehren-
amt schwächten. Denn von allen 
Werten, die er erhalten möchte, 
bedeutet ihm Dankbarkeit am 
meisten.

Das zeigt sich auch in seinem Be-
zug zur Natur. Windindustrie im 
Wald findet Keith pervers. Wer 
das Klima retten will, solle erst-
mal lernen, die eigene Umwelt 
zu schätzen. Nicht nur im Unter-
suchungsausschuss zur Flutkata-
strophe plädiert er daher für die 
Anpassung an den Klimawandel, 
nicht dessen so aussichts- wie 
rücksichtslose Bekämpfung.

Andreas Keith ist gelernter Forst-
wirt und Forsttechniker. Nach 
verschiedenen Anstellungen und 
der Übernahme des elterlichen 
Betriebs war er 2013 AfD-Grün-
dungsmitglied. 2017 zog er erst-
mals in den Landtag ein, wo er 
seitdem parlamentarischer Ge-
schäftsführer ist.

ANDREAS KEITH IST WEIN-LIEBHABER. 
FÜR DEN GEBÜRTIGEN PFÄLZER EIN 
STÜCK HEIMISCHER KULTUR

Enxhi Seli-Zacharias

Stellvertretende
Fraktionsvorsitzende

Sprecherin für Integration sowie für 
Gleichstellung und Frauen

Eine gebürtige Albanerin, die 
Deutschland liebt und die Aus-
breitung des Islams als Gefahr 
für unsere Rechts- und Werte-
ordnung bewertet? An Enxhi Se-
li-Zacharias (29) beißen sich die 
Vertreter der Altparteien im Inte-
grationsausschuss fortan die Zäh-
ne aus.

Die Gelsenkirchenerin ist schließ-
lich der lebende Beweis dafür, dass 
man als Migrantin in Deutsch-
land auch ohne milliardenschwe-
re Integrationsindustrie seinen 
Weg finden kann. So betonte sie 

in ihrer ersten Plenarrede gleich 
wesentliche Unterschiede frühe-
rer Einwanderergenerationen zu 
vielen heutigen Zuwanderern, z. B. 
den Leistungswillen und die Loya-
lität zu unserem Rechtsstaat.

Seli-Zacharias bringt aber auch 
jede Diskussion über die Frauen-
quote zum Verstummen. Frausein 
als Karrierenachteil zu betrachten, 
ist für sie linker Quatsch. Genau 
deshalb mischt sie ab jetzt auch 
die sogenannte Gleichstellungs-
politik auf.

Enxhi Seli-Zacharias ist in Tira-
na, Albanien, geboren und kam 
im Alter von sieben Jahren nach 
Deutschland. Die studierte Poli-
tikwissenschaftlerin arbeitete 
als Referentin für Schulpolitik 
und sitzt seit 2020 für die AfD 
im Rat der Stadt Gelsenkirchen 
sowie im Integrationsrat. 2022 
zog sie in den Landtag ein.

ENXHI SELI-ZACHARIAS LIEBT ES, IN 
IHRER FREIZEIT ZU LESEN. MICHEL 
HOUELLEBECQS „UNTERWERFUNG“ IST 
EINES IHRER LIEBLINGSBÜCHER

Wer Hilfslieferungen in die Uk-
raine bringt und dennoch von Pö-
bel-Botschafter Andrij Melnyk be-
schimpft wird, macht irgendetwas 
richtig. Dabei folgt Sven Tritschler 
(41) meistens nur seinem Instinkt. 
Was kann er schon dafür, dass der 
ihn stets an die wunden Punkte 
der anderen führt?

Ob im Fernsehen, im Netz oder in 
der Zeitung: Tritschlers Thema ist 
die Meinungsfreiheit. Kein Wun-
der, dass verstaubte Rundfunkräte 
und Programmausschüsse lieber 
das Testbild anschauen als seine 
Reden: Der Wahl-Kölner macht 
sich für eine radikale Schrumpf-
kur und Demokratisierung des 
Staatsfunks stark. Allein dreimal 
musste sich der Landtag wegen 
ihm mit der Beugehaftpraxis des 
WDR für GEZ-Rebellen befassen.

Zum Glück verlässt den früheren 
Bundesvorsitzenden der Jungen

Sven W. Tritschler

Stellvertretender
Fraktionsvorsitzender

Sprecher für Medien und 
Digitales sowie für Europa- und 

Kommunalpolitik sowie
stellv. Sprecher im Hauptausschuss 

Alternative bei all dem nur sel-
ten der Humor. Wie hätte er auch 
sonst im Kölner Rat jahrelang das 
Kommando der einzigartigen 
Henriette Reker ertragen können?

Sven Tritschler wuchs in der 
Schwarzwaldstadt Waldkirch auf. 
Nach der Bundeswehrzeit mit Ein-
satz in Bosnien-Herzegowina be-
gann er ein Studium der Rechts-
wissenschaften und arbeitete 
selbstständig im Bereich Marke-
ting. 2017 zog er erstmals in den 
Landtag ein.

SVEN TRITSCHLER IST GROSSER FAN DES 
US-PRÄSIDENTEN DONALD TRUMP. 

DIE SELTENE WEISSE KAPPE TRUG ER 
BISHER NOCH NICHT IM PLENUM

Sonntagabend auf den Bus war-
ten, um den Apotheken-Notdienst 
zu erreichen? Für den dreifachen 
Vater Klaus Esser (41) wäre das ein 
Albtraum. Im Verkehrsausschuss 
(ehrlicher wäre „Verkehrswende-
ausschuss“) repräsentiert er die 
Lebenswirklichkeit der meisten 
Bürger, zu der eben das eigene 
Auto gehört wie das Paddel zum 
Kanu.

Seine Kinder spornen den Dü-
rener auch tagtäglich an, unsere 
Heimat vor dem Ausverkauf zu be-
wahren sowie Kuscheljustiz und 
Täter-Opfer-Umkehr die Stirn zu 
bieten, sprich: den Rechtsstaat 
wieder vom Kopf auf die Füße zu 
stellen. Als erste Amtshandlung 
machte er sich daher für die hun-
derttausenden Selbstständigen 
stark, von denen die schwarz-grü-
ne Landesregierung ausgerechnet 
in der größten Wirtschaftskrise

Klaus Esser

Stellvertretender
Fraktionsvorsitzender

Sprecher für Verkehrspolitik
und für den Hauptausschuss,

stellv. Sprecher für Rechtspolitik 
sowie für Heimat und Kommunales, 

Mitglied im Petitionsausschuss

tausende Euro „Corona-Hilfen“ 
mit teils rechtswidrigen Verwal-
tungsbescheiden zurückfordert.

Klaus Esser studierte nach der 
Bundeswehr Rechtswissenschaf-
ten in Köln. Es folgten mehrere Be-
schäftigungen in Industrie, freier 
Wirtschaft und Politik. Ab 2020 
war er Geschäftsführer der Lan-
desgeschäftsstelle der AfD NRW. 
2022 zog er in den Landtag ein.

VERTEIDIGT DAS RECHT IM PARLAMENT 
GEGEN SEINE AUSHÖHLUNG
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Innenpolitischer Sprecher 
sowie stellv. Sprecher für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales

Ob Clan-Gewalt, Messerkriminali-
tät oder Kindesmissbrauch: Für sei-
ne Wähler geht Markus Wagner (58) 
regelmäßig auch über die Schmerz-
grenze. Ohne ihn würden unbequeme 
Fakten über unverhältnismäßig hohe 
Ausländer- und Asylgewalt in den De-
batten zur Sicherheitspolitik praktisch 
keine Rolle spielen. Seiner Wühlarbeit 
ist es zu verdanken, dass die Verzah-
nung der Grünen mit der linksext-
remen Szene inzwischen amtlich ist. 
Und wie kein zweiter mahnt er Regie-
rung und Parlament: Für die Sicherheit 
der Bürger zu sorgen, ist die staatliche 
Kernaufgabe schlechthin!

Markus Wagner ist in Rheinland-Pfalz 
geboren und lebt in Bad Oeynhausen, 
wo er seit 1993 eine Einrichtung der 
Eingliederungshilfe für psychisch er-
krankte Menschen betreibt. 2017 zog er 
erstmals in den Landtag ein.

DAS HANDY IST FÜR IHN EIN MUSS. OB FÜR 
SEINE FAMILIE, SEINE UNTERNEHMEN ODER 
FÜR DIE BÜRGER: MARKUS WAGNER IST 
IMMER ZUR STELLE

Markus Wagner

Beim Geld hört die Freundschaft auf. 
Was im Privaten gilt, ist im Umgang 
mit Steuergeldern umso wichtiger. 
Der Rechtsanwalt Dr. Hartmut Beu-
cker (60) hat über zwei Jahrzehnte 
Berufserfahrung im Bereich Steuer-
beratung und Wirtschaftsprüfung. 
Der Wuppertaler klagte auch einmal 
erfolgreich vor dem Bundesverfas-
sungsgericht gegen ein männerdis-
kriminierendes Gesetz und schaut 
nun der Regierung beim Haushalt 
auf die Finger.

Dr. Hartmut Beucker studierte 
Rechtswissenschaften an der Uni-
versität Passau und half zwölf Jahre 
lang als Presbyter, seine Kirchenge-
meinde zu verwalten. Ebenso lang 
war er ehrenamtlich als Justiziar und 
Vizepräsident des DLRG-Landesver-
bands Nordrhein tätig. Seit 2022 hilft 
er als Abgeordneter der AfD-Frak-
tion, NRW vor dem Untergehen zu 
retten.

DURSTSTRECKEN GIBT ES IM LEBEN. AUF 
SEINEN ALLJÄHRLICHEN WANDERUNGEN 
HAT DR. HARTMUT BEUCKER DAGEGEN 
DIE FELDFLASCHE DABEI, DIE IHM SEINE 
ELTERN VOR CA. 50 JAHREN SCHENKTEN

Dr. Hartmut Beucker

Vorsitzender des Wissenschaftsaus-
schusses und Sprecher für Wissen-
schaftspolitik, stellv. Sprecher für 
Inneres sowie für Europa und 
Internationales

Als ehemaliger Profi-Kampfsportler 
weiß Daniel Zerbin (49) ganz genau, 
wie wichtig Deeskalation ist. Da die 
Regierung mutwillig viele Proble-
me, z. B. bei der inneren Sicherheit, 
immer weiter verschärft, packt der 
gebürtige Gelsenkirchener jetzt im 
Landtag mit an, damit endlich Druck 
vom Kessel kommt.

Wissenschaftspolitisch wird Zerbin 
nicht nur die Freiheit der Forschung, 
der Lehre und des Studiums in Nord-
rhein-Westfalen verteidigen, son-
dern auch der um sich schlagenden 
linken Cancel Culture die Stirn bieten.

Prof. Dr. Daniel Zerbin studierte Be-
rufs- und Betriebspädagogik sowie 
Kriminologie und diente als Offizier 
der deutschen Militärpolizei. Von 
1998 bis 2003 war er mehrfach deut-
scher Meister im Thaiboxen. Seit 2017 
ist er Professor für Kriminalwissen-
schaften an einer Privathochschule.

Prof. Dr. Daniel Zerbin

PROF. DR. DANIEL ZERBIN IST AUCH 
AUSSERHALB DES PARLAMENTS EIN 
HARTER, ABER FAIRER GEGNER. DER 
49-JÄHRIGE WAR MEHRFACH DEUTSCHER 
MEISTER IM THAIBOXEN Sprecher für Umwelt, Natur- und 

Verbraucherschutz, Landwirtschaft, 
Forsten und ländlicher Raum sowie 
für Familie, Kinder und Jugend, 
stellv. Sprecher für Gleichstellung und 
Frauen, Obmann im Untersuchungsaus-
schuss Kindesmissbrauch

Wenige verkörpern, dass Umwelt-
schutz heute blau ist statt grün, so 
sehr wie Zacharias Schalley (31). Als 
Burschenschafter ist Heimatliebe für 
ihn schließlich das Normalste der 
Welt. Naturschutz und Artenvielfalt 
liegen ihm da ganz selbstverständlich 
am Herzen. Nur mit Klima-Voodoo 
hat er es nicht so. Genau deshalb sind 
wir aber heilfroh, dass der alteinge-
sessene Meerbuscher fortan für uns 
im Landtag Natur und Bauernstand 
vor den Grünen verteidigt.

Zacharias Schalley studierte Ge-
schichts- und Politikwissenschaf-
ten und hat einen Master of Arts in 
Geschichte. Ab 2017 arbeitete er u. 
a. für die AfD-Landtagsfraktion im 
parlamentarischen Untersuchungs-
ausschuss zum Missbrauchsskandal 
„Lügde“. 2022 zog er in den Landtag 
ein.

ZACHARIAS SCHALLEY IST 
PFEIFENRAUCHER AUS ÜBERZEUGUNG

Zacharias Schalley

Sprecher für Schule und Bildung sowie 
für Bauen, Wohnen und Digitalisierung, 
stellv. Sprecher für Familie, Kinder und 
Jugend

Carlo Clemens (33) beweist, was aus 
einem werden kann, wenn man in 
der Schule aufpasst, statt freitags 
fürs Klima zu schwänzen. Der Sohn 
einer Filipina kämpfte sich erst an die 
Universität und dann bis in den AfD-
Bundesvorstand vor. Im Landtag will 
er jungen Menschen nun die Augen 
für die rot-grün verbockten Proble-
me des Bildungssystems öff nen. Bau-
politisch setzt er sich für mehr Wohn-
eigentum ein. Denn während manche 
Grüne in seinem Alter noch an der 
Uni Scheine jagen, hat Clemens als 
verheirateter Vater den Wert der ei-
genen vier Wände längst persönlich 
zu schätzen gelernt.

Carlo Clemens studierte Geschichte, 
Germanistik und Erziehungswissen-
schaften in Köln und Paris. Es folgten 
Tätigkeiten als freier Publizist und 
wissenschaftlicher Mitarbeiter. Er 
war Bundessprecher der Jungen Al-
ternative und ist Beisitzer im Bundes-
vorstand der AfD.

CARLO CLEMENS ERINNERT SICH GERN 
MIT EINEM FOTO AN DEN MOMENT SEINER 
WAHL IN DEN AFD-BUNDESVORSTAND

Carlo Clemens

Sprecher für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie, 
stellv. Sprecher für Haushalt und 
Finanzen sowie für Integration

Hart, aber herzlich: So wie man sich 
im Ruhrpott versteht, so macht der 
Wahl-Bochumer Christian Loose 
(47) auch Politik. Seine Zielgruppe ist 
eine von den Altparteien vergessene 
Spezies: die Malocher, ganz normale 
Arbeiter. Niemand leidet mehr unter 
den Folgen von „Energiewende“ und 
„Klimarettung“. Den verheerenden 
Irrsinn dieser Ideologien veran-
schaulicht der gebürtige Ibbenbüre-
ner am Rednerpult schon mal mit-
hilfe eines Zollstocks. Der politische 
Gegner hingegen bringt besser einen 
stabilen Regenschirm mit – denn 
wenn Christian Loose spricht, ziehen 
schnell Faktengewitter auf.

Diplom-Kaufmann Christian Loose 
ist gelernter Bankkaufmann und ar-
beitete als Controller bei einem Ener-
giekonzern, bis er 2017 erstmals für 
die AfD in den Landtag einzog.

Christian Loose

CHRISTIAN LOOSE LIEBT POLITIK 
NACH MASS UND FÜHRT DESHALB 
STETS EINEN ZOLLSTOCK MIT SICH

Sprecher für Haushalt und 
Finanzen sowie für Rechtspolitik 
und Kultur, stellv. Sprecher
für Wissenschaft, Schule und 
Bildung sowie für Wirtschaft, 
Industrie, Klimaschutz und Energie, 
Mitglied im Petitionsausschuss



anwärterstellen geschaff en. Die 
Bezirksregierungen bekommen 
289 neue Stellen für sogenann-
te Transformationsprozesse 
„Klimaanpassung und Energie-
wende“! Jeder weitere Kom-
mentar erübrigt sich. Aufgrund 
der Neubildung der Landesre-
gierung werden 54 Stellen im 
unmittelbaren Umfeld der Mi-
nister geschaff en. Natürlich gibt 
es Positionen, für die ein neuer 
Minister besondere Vertrauens-
leute aussuchen soll. Aber wozu 
dann neue Stellen in Ministerien 
ohne Wechsel an der Spitze? Es 
werden auch noch 126 weitere 
Fachstellen in den Ministerien 
geschaff en. Zudem sollen 1000 
neue Lehrerstellen für Kinder 
aus der Ukraine geschaff en wer-
den – obwohl sich aktuell viele 
Stellen mangels Personal gar 
nicht besetzen lassen.

Jeder klar denkende Mensch 
merkt, wo die Reise hingehen 
soll: in die Öko-Staatswirtschaft, 
wunderbar geplant von irgend-
welchen grünen Bürokraten, am 

Dr. Hartmut Beucker, MdL
Sprecher für Haushalts- und Finanzpolitik

NACHTRAGSHAUSHALT
2022
Die Landtagswahl im Mai hat 
eine neue Regierung aus CDU 
und Grünen hervorgebracht. 
Diese „Zukunftskoalition“ hebt 
das Haushaltsvolumen um fast 
900 Mio. Euro auf 88,4 Mrd. Euro 
an. Neue Schulden werden kei-
ne gemacht, aber auch nur, weil 
der Bürger brutal über die Infl a-
tion gemolken wird.

Die CDU stellt als stärkste Frak-
tion (35 Prozent) weiterhin den 
Ministerpräsidenten. Das heißt 
aber nicht, dass sie die Richtli-
nien der Politik vorgeben wür-
de: Die Grünen hatten zwar nur 
18 Prozent bei der Wahl erzielt, 
sind aber ausweislich des Ko-
alitionsvertrages die eigentliche 
Regierungskraft. Deshalb war die 
Überraschung nicht groß, dass 
der Nachtragshaushalt dieses 
grüne Politikverständnis wieder-
gibt.

Vorweg: Nachtragshaushalte 
sind nach Wahlen nicht selten, 
insbesondere wenn die Regie-
rung abgewählt wurde.

Die FDP, Steigbügelhalter für 
Rot-Grün im Bund, ist zum Glück 

auch in NRW abgestraft worden. 
Die CDU ist gerne eine Koalition 
mit den Grünen eingegangen, 
um sich dem linksgrünen, über-
all Diskriminierung wittern-
den Denken zu unterwerfen. Im 
Landtag NRW gibt es eine klare 
Mehrheit gegen Rot-Grün von 
100 zu 95. In den „bürgerlichen“ 
Fraktionen CDU und FDP hat man 
aber Angst vor dem vielleicht un-
angenehmen, aber wahrschein-
lich auch nur kurzen Aufschrei 
der linksgrünen Meinungsma-
cher in diesem Land, wenn man 
mit der AfD zusammenarbeiten 
würde – man kollaboriert lieber 
mit dem grün-roten Zeitgeist.

Der Nachtragshaushalt ist ein 
Ausdruck linksgrünen Denkens 
mit 200 Millionen Euro für den 
sogenannten Klimaschutz. In 
einer Stellenschaff ungsparty 
wurden 1521 neue Stellen plus 
400 zusätzliche Kommissar-

Die Grünen regieren!
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plant waren. Die Einnahmen 
aus der Körperschaftssteuer für 
Unternehmen werden zwar um 
106 Mio. Euro geringer ausfal-
len, als bei der Aufstellung des 
Haushalts 2022 geplant war. Die 
Steuereinnahmen steigen aber 
insgesamt, in erster Linie massiv 
durch die Umsatzsteuer. Die eta-
blierte Politik hat die Ursachen 
für die Infl ation mit ihrer Ret-
tungs- und Geldpolitik für den 
Euro gelegt. Sie hat eine Misere 
geschaff en und lässt sich auch 
noch für die daraus resultieren-
den Steuermehreinnahmen fei-
ern. Das wird natürlich nicht auf 
Dauer Bestand haben, weil so das 
Vertrauen in die Währung end-
gültig zerstört wird.

Zu guter Letzt muss man die 
neue Koalition auch einmal dafür 
loben, dass sie mit 400 zusätz-
lichen Stellen bei der Polizei die 
Gesamtzahl der Kommissaran-
wärter in diesem Jahr auf 3000 
erhöht. Damit setzt sie AfD-Poli-
tik um: Unsere Fraktion hatte 
diese Forderung bereits Ende 
2021 bei den Beratungen für den 
Haushalt 2022 aufgestellt. Keine 
andere Fraktion hat damals zu-
gestimmt. Keine andere Fraktion 
hat jetzt diesen Personalaufbau 
kritisiert. Der Polizei-Stellenzu-
wachs wurde von allen gelobt. 
Dass richtige Vorschläge nur ab-
gelehnt werden, weil sie von der 
„bösen“ AfD kommen, zeigt die 
Erbärmlichkeit des Altparteien-
kartells. Man kann nur hoff en, 
dass das ganze Land bald sieht, 

dass unsere Vorschläge die rich-
tigen für Deutschland sind. Lei-
der haben wir ja im Nachhinein 
fast immer Recht, wie es jetzt 
wieder die Energie- und Infl a-
tionskrisen zeigen.

Man will dieses Land wie die 
gesamte Republik in den wirt-
schaftlichen Abgrund verwalten

Der Haushalt 2023 gibt der 
neuen Regierungskoalition die 
Chance, den ersten richtigen 
Aufschlag ihrer grünen Politik 
in Zahlen zu machen. Der Nach-
tragshaushalt lässt nichts Gutes 
ahnen: mehr Klimawahnsinn 
und Deindustrialisierungspro-
gramme begleitet von einem 
Bürokratenheer. Man will dieses 
Land wie die gesamte Repub-
lik in den wirtschaftlichen Ab-
grund verwalten. Die AfD-Frak-
tion NRW wird sich entschieden 
dagegenstellen. Wir bleiben die 
laute Stimme für Realität und 
Vernunft im Landtag von Nord-
rhein-Westfalen!

Die 

Bezirksregierungen 

bekommen 289 

neue Stellen für 

sogenannte 

Transformations-

prozesse

 „Klimaanpassung 

und Energiewende“

besten mit Kaderschulung in der 
Grünen Jugend und Fridays for 
Future. Die zentrale Planung ei-
ner Volkswirtschaft hat nicht in 
der roten Sowjetunion funktio-
niert und wird auch nicht in der 
grünen deutschen Staatswirt-
schaft zum Erfolg führen.

Die Landesregierung lässt sich 
dafür feiern, dass sie auf Ent-
nahmen aus dem schulden-
finanzierten Corona-Sonder-
vermögen zur Finanzierung 
von Steuermindereinnahmen 
verzichtet, die Anfang 2022 ge-

29
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Markus Wagner, MdL
Sprecher für Innenpolitik

Doppelmoral und anderen 
vorzuschreiben, was sie zu 

tun haben, das gehört zur poli-
tischen DNA der Grünen. Die 
damalige Fraktionschefin Gö-
ring-Eckardt meinte 2015 zur 
Flüchtlingskrise: „Ich habe vor-
geschlagen, dass, wer Platz und 
die Zeit hat, eine freie Wohnung 
(…) zur Verfügung stellen kann. 
Mir selbst ist das leider nicht 
möglich, da ich das nicht habe 
und es fehlt die Zeit zur Betreu-
ung.“ Ihr selbst ist das also nicht 
möglich, aber dem Bürger, der 
sie bezahlt, dem soll das mög-
lich sein – Betonung auf „soll“. 
Nun heißt es von Politikern von 
CDU, SPD, Grünen und FDP: „Wir 
haben Platz!“ 

Natürlich meinen die Politi-
ker nicht, dass sie selber Platz 
hätten und die Kosten privat 
übernehmen würden, nein, wo 
kämen wir denn hin? Sie als 
Bürger sollen das bezahlen. Sie 
haben Platz! Sie haben Platz zu 
haben! Und da haben wir das 
eigentliche Problem: nicht die 
Minderheit der Grünen selbst, 
sondern dass ihnen Schwarze, 
Rote und Gelbe zur Regierungs-
verantwortung verhelfen. Jede 
Stimme für CDU, SPD und FDP 
ist eine Stimme für die Grünen 
in der Regierung. Erst dadurch 
wird ihr krudes Gedankengut 
wirklich relevant – wir erleben 
das gerade durch die schwarz-

grüne Koalition in Nordrhein-
Westfalen.

Diese Parteien, die sich so gern 
als die einzig Kompetenten, 
die einzig wahren Demokraten 
darstellen, gerade auch hier im 
Landtag, übernehmen nicht nur 
das Programm, sondern auch 
den Stil der Grünen. Wir haben 
das bei Habecks Gaspreisbrem-
se erlebt, die auch FDP und SPD 
wie inkompetente Dilettanten 
aussehen ließ. Nachdem Ha-
beck die Expertenberichte zur 
Notwendigkeit der Kernkraft 
einfach umdeutete, kam tags 
darauf heraus, dass auch die 
Sozialdemokratin Nancy Fae-
ser – die auch für Antifa-Blät-
ter schreibt – Berichte frisiert, 
nämlich zur illegalen Migrati-
on. Ihnen ist gemein, dass ihre 
Träume von einem Multikulti-
Bullerbü von der Wirklichkeit 
gestört werden – und sie das 
partout nicht zulassen wollen. 

Es ist das Grundproblem linker 
Politik, dass für sie erst die Idee, 
der Plan besteht, dem die Men-
schen sich dann unterzuordnen 
haben – angeblich zu ihrem 
Besten. Wir haben das im Sozia-
lismus erlebt: Die Idee, dass alle 
gleich sein sollen, funktionier-
te nur so, dass es allen gleich 
schlecht ging, sieht man mal 
von den Machthabern ab. An-
statt das zu ändern, baute man 

lieber Mauer und Stacheldraht, 
damit diesem Paradies ja keiner 
entfl iehen konnte. 

Für alles haben sie wahrheits-
unterdrückende Schimpfwörter 
parat

So ändern auch die Grünen 
nicht ihre Meinung zur Migra-
tion, sondern versuchen in den 
von ihnen dominierten Medien 
das Thema zu verschweigen 
und, wo das nicht geht, zu fra-
men. Und wenn das immer noch 
nicht reicht, werden die realisti-
schen Kritiker beschimpft und 
gecancelt. Für wen Menschen 
mit XX-Chromosomen Frau-
en und mit XY-Chromosomen 
Männer sind, der ist transphob. 
Wer die Migration regeln und 
steuern will: ein Rassist. Für al-
les haben sie wahrheitsunter-
drückende Schimpfwörter pa-
rat. Das mag für sich genommen 
schon ziemlich irrsinnig sein, 
allerdings hält jede Gesellschaft 
eine Minderheit von Politver-
rückten aus. Zu einem schwer-
wiegenden Problem wird es 
dann, wenn man diesen Leu-
ten zur Mehrheit verhilft und 
ihre Politik mitmacht. So wie 
Hendrik Wüst in Nordrhein-
Westfalen, trotz einer eigent-
lich vorhandenen bürgerlichen 
Mehrheit unter Einschluss der 
AfD. Das tatsächliche Problem 
sind also CDU, SPD und FDP.

DAS EIGENTLICHE PROBLEM
mit den Grünen

Jede Stimme für CDU, 
SPD und FDP ist eine 
Stimme für die Grünen 
in der Regierung
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RUNDFUNK IN 			   	
					      Seenot
Der WDR-Intendant Tom Buhrow, 
der mit einem Jahresgehalt von 
400.000 Euro bestbezahlte Re-
präsentant des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks, spricht davon, 
dass die vermeintlich staats-
fernen deutschen Staatssende-
anstalten „aus dem bisherigen 
System ausbrechen“ müssen, 
und stellt sogar den Fortbestand 
von ARD und ZDF zur Disposition. 
Das Wasser muss schon hoch ste-
hen in den Maschinenräumen der 
Vergnügungsdampfer WDR, SWR, 
RBB und Co.

Buhrows überraschender Re-
formanstoß schlug hohe Wel-
len, auch wenn sein Vortrag im 
Hamburger Übersee-Club aus-
drücklich als „Privatmeinung“ 
deklariert wurde. 

In den Führungsetagen des mit 
einem Gesamtbudget von rund 9 
Milliarden Euro teuersten quasi-
staatlichen Rundfunks der Welt 
scheint langsam die Erkenntnis 
durchzusickern, dass die eige-

ne Existenz auf dem Spiel steht. 
Buhrow weiß, wovon er spricht: 
Im August 2022 musste er den 
ARD-Vorsitz übernehmen, nach-
dem Patricia Schlesinger vom 
RBB auf der Position unhaltbar 
geworden war.

Die Affäre um den verschwen-
derischen Umgang mit Boni, 
Dienstwagen, Massagesesseln 
und Luxusdiners war sogar den 
skandalerprobten Kollegen beim 
Rundfunk zu viel. Wie es dazu 
kommen konnte, wird ein Unter-
suchungsausschuss auf Antrag 
der brandenburgischen AfD-
Fraktion nun untersuchen. Die 
Altparteien in Berlin und Bran-
denburg hätten dagegen lieber 
den Mantel des Schweigens aus-
gebreitet.

Allgemein möchte man bei CDU, 
SPD, FDP und Grünen ungern am 
wuchernden öffentlich-recht-
lichen Rundfunk rühren. Fried-
rich Merz und Christian Lindner 
reden zwar gerne in Talkshows 
davon, aber in den Parlamenten 

und Staatskanzleien wird eisern 
am Status quo festgehalten. Re-
formvorschläge der AfD sind 
ausnahmslos abgeblockt wor-
den.

Das könnte sich jetzt rächen. O-
Ton Buhrow: „Mein fester Ein-
druck ist: Deutschland scheint 
uns in zehn Jahren nicht mehr 
in dem Umfang zu wollen – und 
auch finanzieren zu wollen wie 
heute.“

Tatsache ist: Deutschland will 
das schon heute nicht mehr. 
Eine INSA-Umfrage für die AfD-
Fraktion NRW ergab schon 2021, 
dass eine Zweidrittelmehrheit 
der Bürger in NRW sich eine 
Abschaffung oder zumindest 
Verkleinerung des Gebühren-
funks wünscht. Neuere Umfra-
gen, die auch die Auswirkungen 
der RBB-Affäre berücksichtigen, 
weisen noch deutlicher in diese 
Richtung. Der öffentlich-recht-
liche Rundfunk hat schon heu-
te eine übergroße Mehrheit der 
Bürger gegen sich. 

Sven W. Tritschler, MdL
Stellv. Fraktionsvorsitzender
Sprecher für Medienpolitik



Sie möchten mehr über unser Reformpapier 
„Grundfunk“ erfahren?

Bestellen Sie hier
unsere Broschüre dazu:
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Das ist zum Teil eine Auswirkung 
von verändertem Medienkon-
sumverhalten: Während ältere 
Zuschauer den altbekannten 
Sendern treu bleiben, schau-
en die jüngeren Generationen 
längst woanders. Auch eine In-
fl ation von Social-Media-Kanä-
len der Öff entlich-Rechtlichen 
konnte diesen Trend nicht än-
dern.

Quer durch alle Altersgruppen 
wenden sich aber auch Zuschau-
er ab, die von der politischen 
Schlagseite der Sender genervt 
sind. Auch wenn die Verantwort-
lichen dem immer widerspre-
chen: Von einem ausgewogenen 
Programm kann nicht die Rede 
sein. Dazu genügt ein Blick in die 
Gästelisten der Polittalkshows: 
Die AfD-Opposition, fl ächende-
ckend in den Parlamenten und 
bundesweit zweistellig, wird bis 
auf wenige Ausnahmen ausge-
spart. 

Ob der vorgebliche Reformwil-
len von Tom Buhrow ernst zu 
nehmen ist, wird sich zeigen. Die 
AfD wird jedenfalls weiter Druck 
machen. Schon 2020 haben wir 
gemeinsam mit sechs ande-
ren Landtagsfraktionen unser 
umfassendes Reformpapier 
„Grundfunk“ auf den Weg ge-
bracht. Inzwischen gehört es zur 
Programmatik der AfD.

Außerdem soll der WDR sicher-
stellen, dass 

„1. die Vielfalt der bestehenden 
Meinungen und der religiösen, 
weltanschaulichen, politischen, 
wissenschaftlichen und künst-
lerischen Richtungen im Ge-
samtprogramm der Anstalt in 
möglichster Breite und Vollstän-
digkeit Ausdruck findet,

2. die bedeutsamen gesellschaft-
lichen Kräfte im Sendegebiet im 
Gesamtprogramm der Anstalt zu 
Wort kommen,

3. das Gesamtprogramm nicht 
einseitig einer Partei oder Grup-
pe, einer Interessengemein-
schaft, einem Bekenntnis oder 
einer Weltanschauung dient.“

Vielleicht fällt Ihnen ja die eine 
oder andere Stelle im Programm 
des WDR auf, wo diese Grund-
sätze nicht so recht befolgt 
wurden. Dann können Sie dem 
Intendanten eine Programmbe-
schwerde per Brief oder Fax zu-
kommen lassen. In den meisten 
Fällen gibt er dem Zuschauer 
nicht recht, aber er muss die Ent-
scheidung begründen. 

Sie können danach auch Wider-
spruch einlegen. In dem Fall 
muss sich der Rundfunkrat mit 
der Angelegenheit befassen – 
und da sitzt inzwischen auch ein 
Vertreter der AfD, der sich gerne 
um Ihr Anliegen kümmert.

Vielleicht sind wir ja gemeinsam 
der Eisberg, der dem angeschla-
genen Dampfer den Rest gibt.

Zuschauer und Beitragszahler 
haben ebenfalls Möglichkeiten, 
sich zu wehren: Zahlreiche Ini-
tiativen wie zum Beispiel www.
rundfunk-frei.de helfen den-
jenigen, die gerne Sand ins Ge-
triebe der Beitragsmaschinerie 
streuen möchten.

Für Zuschauer, die inhaltlich nicht 
mit dem Programm einverstan-
den sind, sieht das WDR-Gesetz 
die Möglichkeit der Programm-
beschwerde vor. Sie ist an den In-
tendanten Tom Buhrow zu richten 
und ist grundsätzlich formfrei. Sie 
muss allerdings eine Verletzung 
der Programmgrundsätze des 
WDR (§ 5 WDR-Gesetz) bemän-
geln. Dazu gehören: Jugendschutz, 
Menschenwürde; Achtung vor 
Freiheit, Leben, körperlicher Un-
versehrtheit, Glauben, Meinung, 
religiösen und sittlichen Überzeu-
gungen anderer.

Weiter heißt es: „Der WDR soll die 
internationale Verständigung, die 
europäische Integration, den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt, 
ein diskriminierungsfreies Mit-
einander in Bund und Ländern 
und die tatsächliche Gleichstellung 
von Frauen und Männern fördern, 
zum Frieden und zur sozialen Ge-
rechtigkeit mahnen, die demokra-
tischen Freiheiten verteidigen und 
der Wahrheit verpfl ichtet sein.“

Sie können Ihre Programm-
beschwerde richten an:

Westdeutscher Rundfunk 
Köln
Publikumsstelle
Appellhofplatz 1
50667 Köln

Fax: 0221 220 9546
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GRENZ-
ERFAHRUNGEN
auf der Balkanroute

den Weg – fast alle junge, süd-
ländisch aussehende Männer. 

Es wird bald dunkel und der 
Wegweiser am Waldweg weist 
nach Norden. Serbien ist nä-
her an Mitteleuropa – die grüne 
Grenze zwischen den ehemals 
jugoslawischen Staaten ist nicht 
befestigt und kaum bewacht. Sie 
wird die Männer nicht aufhalten.

Einige hundert Kilometer nörd-
lich, an der serbisch-ungari-
schen Grenze beginnt der EU-
Schengen-Raum, in dem keine 
oder nur oberfl ächliche Grenz-
kontrollen stattfinden. Wer die-
se Grenze überwindet, hat bes-
te Chancen, ungehindert nach 
Deutschland weiterzureisen.

Allerdings tut der in Brüssel so 
unbeliebte Viktor Orbán eini-
ges, um sein Ungarn nicht zum 
Sprungbrett der illegalen Mig-
ration zu machen: Er hat einen 
Grenzzaun errichtet. Als wir 
Richtung Grenze fahren, folgt 
uns nach kurzer Zeit ein Ge-
ländewagen der Grenzpolizei. 
Freundlich, aber bestimmt sagt 
man uns am Zaun, dass wir uns 
im Sperrgebiet befinden, dass 
Fotografieren und Filmen nicht 
gestattet sei.

Also nutzen wir den Grenzüber-
gang und schauen uns den Zaun 
aus Serbien an. Niemand beach-
tet uns. Klar, die illegale Migra-
tion läuft nur Richtung Ungarn. 
Was wir auf dem Weg beobach-
ten, erschreckt uns: Hunderte 
Migranten, fast nur junge Män-
ner, warten in wilden Camps auf 
ihre Gelegenheit zum Grenz-
übertritt, sei es über Bahnglei-
se, im LKW, mithilfe korrupter 
Polizisten oder durch Massenan-
sturm auf den Zaun.

Und wenn alles nicht klappt: Die 
Schengen-Außengrenze ist nicht 
überall so gut gesichert wie in 
Ungarn. Der halbherzige Grenz-
schutz, das großzügige deutsche 
Asyl- und Sozialsystem und die 
lasche Abschiebpraxis sorgen 
gerade dafür, dass sich auf dem 
Balkan eine Migrationswelle auf-
baut, die 2015 übertreff en könn-
te und fatalerweise mit einer 
Fluchtwelle aus der Ukraine zu-
sammentriff t.

Die Auswirkungen sieht man 
längst in NRW: Zahlreiche Kom-
munen klagen über einen An-
sturm, den sie kaum noch bewäl-
tigen können. Schwerte geriet 
in die Schlagzeilen, weil sich die 
Verantwortlichen nicht mehr 
anders zu helfen wussten, als Mi-
granten und Flüchtlinge im Rat-
haus unterzubringen.

Wir haben uns die Lage auf dem 
Balkan, von der deutsche Medien 
kaum berichten, selbst angese-
hen. Einen Videobericht finden 
sie auf dem YouTube-Kanal der 
AfD-Fraktion NRW.

Die Auswirkungen 

sieht man längst in NRW: 

Zahlreiche Kommunen 

klagen über einen 

Ansturm, den sie kaum 

noch bewältigen können

Donnerstagnachmittag im Grenz- 
  gebiet zwischen Bosnien-Her-
zegowina, Montenegro und Ser-
bien. Die bosnische Landschaft 
erinnert ein wenig an deutsche 
Mittelgebirge, die Landstraße 
schlängelt sich zwischen ver-
schlafenen Bauernhöfen hin-
durch – unerwartet taucht im 
Wald eine kleine Baracke mit 
Schranke auf, ein Grenzüber-
gang.

Wenige Kilometer auf der mon-
tenegrinischen Seite begegnen 
uns sechs Taxis. Alle leer. Wer 
bestellt in dieser gottverlassenen 
Gegend eine ganze Taxikolonne?

Etwas weiter die Aufl ösung: ein 
Lagerplatz auf einer Waldlich-
tung. Zelte, Lagerfeuer und Müll-
berge deuten auf mehr als eine 
kurze Rast hin. Gerade machen 
sich zwei Dutzend Personen auf 

Sven W. Tritschler, MdL
Sprecher für Europapolitik
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Yannick Noe, M.A.
Vorsitzender der AfD-Fraktion im LVR
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Die AfD-Fraktion in der 
Landschaftsversammlung 
Rheinland

Seit der Kommunalwahl 2020 ist 
die AfD mit einer eigenen Fraktion 
in der Landschaftsversammlung 
Rheinland vertreten. Die Land-
schaftsversammlung mit Sitz in 
Köln-Deutz ist das politische Kon-
trollgremium des Landschafts-
verbandes Rheinland (LVR), der 
hauptsächlich kulturelle, soziale 
und gesundheitspolitische Aufga-
ben für fast 10 Millionen Einwoh-
ner wahrnimmt. So betreibt diese 
Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, die zwischen der Ebene 
der Kommunen und des Landes 
angesiedelt ist, zum Beispiel zahl-
reiche Museen, Kliniken und So-
zialeinrichtungen. Dem LVR mit 
rund 19.000 Mitarbeitern steht da-
für ein Jahresbudget von mehr als 
vier Milliarden Euro zur Verfügung.

Während sich das erste Jahr der 
Fraktionsarbeit schwerpunktmä-
ßig um die Herstellung der or-
ganisatorischen und politischen 
Arbeitsfähigkeit in der Land-
schaftsversammlung drehte, setzt 
die AfD-Fraktion im LVR 2022 ver-
stärkt öff entlichkeitswirksame 
Akzente.

So begann das Jahr mit einem 
vielbeachteten Symposium zur 
Impfpfl icht im Gesundheits- und 
Pfl egebereich. Besonders der Me-
diziner Dr. Frank Schnaack konn-
te hier kritische Akzente setzen, 
die auch Eingang in reichweiten-
starken YouTube-Videos fanden.

Überhaupt legt die Fraktion gro-
ßen Wert auf den Ausbau eige-
ner Kommunikationskanäle für 
ihre Öff entlichkeitsarbeit. Neben 
YouTube sind dies die Internet-
seite afd-im-lvr.de und die Face-
book-Seite www.facebook.com/
afdimlvr.

In den Internetauftritt wurde die 
sogenannte Kommunalplattform 
integriert, bei der sich inzwischen 
viele kommunale Mandatsträger 
registriert haben, um sich mit der 
AfD-Fraktion im LVR zu vernet-
zen im Hinblick auf überregional 
relevante Themen, Anträge und 
Anfragen.

Flankiert werden diese Online-
Aktivitäten von öff entlichen 
Veranstaltungen und internen 
Klausur- und Fortbildungstagun-
gen. Neben dem Symposium zur 
Impfpfl icht fand im September 

auch eine Veranstaltung zum 
Denkmalschutz statt. Im Kölner 
Horion-Haus des LVR kamen auf 
Einladung der AfD-Fraktion rund 
50 kommunale Mandatsträger so-
wie interessierte Bürger zusam-
men, um insbesondere über die 
Neufassung des NRW-Denkmal-
schutzgesetzes zu diskutieren. 
Aussagekräftige Impulsreferate 
gab es dabei vom baupolitischen 
Sprecher der AfD-Landtagsfrak-
tion Carlo Clemens, vom „Vater 
der Frankfurter Altstadt-Rekons-
truktion“ Dr. Claus-M. Wolfschlag 
sowie vom rheinland-pfälzischen 
Landtagsabgeordneten und Kul-
turpolitiker Martin Schmidt.

Weitere Veranstaltungen dieser 
Art sind für die Zukunft geplant 
– und stoßen bei den Seilschaf-
ten der Altparteien im LVR kaum 
überraschend auf wenig Gegen-
liebe. Denn seitdem die AfD-Frak-
tion neben der inhaltlichen Arbeit 
in den Gremien auch vermehrt 
die Öff entlichkeit sucht, wird der 
Gegenwind rauer: Neben recht-
lich haltlosen Beschneidungsver-
suchen der Videoarbeit wurde der 
AfD-Fraktion eine Veranstaltung 
zur Jugendpolitik kurz vor der 
Durchführung von der Verwaltung 
untersagt und erstmals Gremien-
umbesetzungen durch die Mehr-
heit der Altparteien verwehrt.

Sichere Anzeichen dafür, dass die 
Arbeit der AfD inzwischen auch 
in der Landschaftsversammlung 
Rheinland als Stachel im Fleisch 
der Etablierten wahr- und ernst-
genommen wird!

A f D - F R A K T I O N  I M  L V R

Die Besetzung der Landschafts-
versammlung spiegelt die partei-
politischen Stärkeverhältnisse 
der Kommunalparlamente im 
Rheinland wider. Dadurch konnte 
die AfD 2020 sieben Mitglieder in 
das Gremium mit 126 Sitzen ent-
senden und hinter CDU, SPD und 
den Grünen die viertgrößte Frak-
tion stellen.

Gründungsvorsitzender der 
AfD-Fraktion war Prof. Dr. 
Ralf Bommermann mit Dr. 
Hartmut Beucker als Stell-
vertreter. Bei der turnusge-
mäßen Neuwahl des Frak-
tionsvorstandes Ende 2021 
fand ein Stabwechsel an den 
neuen Vorsitzenden Yannick Noe 
und seinen Stellvertreter Jens 
Schmitz statt. 
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„Fokus auf Fachkompetenz 
und Öff entlichkeitsarbeit!“
Der 26-jährige Historiker und zweifache Fami-
lienvater Yannick Noe ist der Vorsitzende der AfD-
Fraktion in der Landschaftsversammlung Rhein-
land. Im Interview schildert er seine Erfahrungen 
in einem Gremium, das der breiten Öff entlichkeit 
wenig bekannt ist, aber dennoch großen Einfl uss 
auf die soziale und kulturelle Lebenswirklichkeit 
vieler Menschen hat.

Herr Noe, die AfD ist seit Ende 2020 mit sieben Mit-
gliedern im Gremium vertreten. Was ist der politi-
sche Anspruch der Fraktion?

Yannick Noe: Unser Anspruch ist, Sachpolitik zu be-
treiben mit qualifizierten Fraktionsmitgliedern und 
sachkundigen Bürgern. Ich würde sogar behaupten, 
dass wir als Fraktion noch nie eine Position ohne 
entsprechende Facheignung besetzt haben. Durch 
unsere moderne und hochwertige Medienarbeit ma-
chen wir auf die AfD-Positionen aufmerksam und wir 
wollen Anwalt der Bürger sein, wenn es um Steuerver-
schwendung geht.

Welche Meilensteine konnten in den letzten bei-
den Jahren und insbesondere im Jahr 2022 erreicht 
werden?

Yannick Noe: Besonders stolz sind wir auf unsere 
Veranstaltungsreihe zur Impfpfl icht und zum neuen 
Denkmalschutzgesetz, jetzt im Dezember 2022 auf 
unseren Gesundheitskongress. Unsere YouTube-Vi-
deos, allen voran die unseres gesundheitspolitischen 
Sprechers, Dr. Frank Schnaack, wurden hunderttau-
sendfach abgespielt. So muss es weitergehen!

Wie bewerten Sie den politischen Umgang mit den 
anderen Parteien in einem Gremium, das nicht 
ständig im Fokus der Öff entlichkeit steht?

Yannick Noe: Die anderen Parteien haben es sich ge-
mütlich gemacht. Wir als AfD-Fraktion wollen da-
gegen Missstände aufdecken und den Finger immer 
wieder in die Wunde legen. Das passt den „alten Ha-
sen“ im LVR natürlich gar nicht.

In der Landschaftsversammlung Rheinland wer-
den vor allem soziale, gesundheitspolitische und 
kulturelle Themen behandelt und verwaltet. So be-
treibt der LVR zahlreiche Kliniken, Museen, Schu-
len oder Sozialeinrichtungen. Wie kann sich gerade 
die AfD in diesem Themenumfeld einbringen und 
profilieren?

Yannick Noe: Wir als AfD-Fraktion haben die Chan-
ce, die soziale Ader der AfD herauszustellen und klar 
zu signalisieren, dass wir zu Themen wie Impfpfl icht, 
Pfl ege und Behindertenhilfe eine fundierte Meinung 
haben. Dadurch werden wir als Partei ganz anders 
wahrgenommen, als es oft leider in den Medien der 
Fall ist. Das bietet die große Chance, dass die Bürger 
uns von einer neuen Seite entdecken können.

Zum Abschluss noch etwas Persönliches: Wie 
kommt es eigentlich, dass man bereits in so jungen 
Jahren so viel Zeit und Energie in Politik steckt, und 
dann auch noch in einer so „umstrittenen“ Partei 
wie der AfD?

Yannick Noe: Mein Engagement in der AfD ist mir seit 
Januar 2014 eine Herzensangelegenheit. Das war ja 
sogar noch vor der Flüchtlingskrise, den Corona-Frei-
heitsbeschränkungen und dem Energie-Embargo 
gegen Russland. Man könnte also zu dem Schluss 
kommen, dass es mir wirklich ernst sei mit der AfD 
und der patriotischen Bewegung. Und genau so ist es. 
Als überzeugter Patriot möchte ich mich später nicht 
von meinen Kindern fragen lassen, wo ich war, als die 
Altparteien unser Land zugrunde richteten. 

Vielen Dank für das Gespräch!

Die anderen Parteien haben es 
sich gemütlich gemacht. Wir als 
AfD-Fraktion wollen dagegen 
Missstände aufdecken und den 
Finger immer wieder in die 
Wunde legen.

Das ganze Interview lesen Sie auf:
www.afd-im-lvr.de 

oder unter diesem QR-Code 

A f D - F R A K T I O N  I M  L V R
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Keine Frage wird in den nächsten 
Dekaden so relevant für NRW sein 
wie die originale Gretchenfrage: 
„Nun sag’, wie hast du’s mit der Re-
ligion?“ Aufgrund der Demografi e 
und der unkontrollierten Einwande-
rung wird der Islam, die militantes-
te der drei monotheistischen Reli-
gionen, eine entscheidende Rolle 
in unserer Heimat spielen. Um die 
Herausforderungen nur halbwegs 
zu bewältigen, ist es zwingend not-
wendig, dass in Deutschland ein 
grundgesetzkonformer Islam ge-
lehrt wird.

Wenn es nach dem Willen des 
türkischen Präsidenten Erdogan 
gehen soll, wird aber der Berg 
weiter zum Propheten kommen! 
Der riesige Bedarf an islamischer 
Theologie in Deutschland soll 
weiter durch die türkische Aus-
legung gedeckt werden. Dabei hat 
die heutige Türkei mit Atatürks la-
izistischem Staat nur noch wenig 
gemeinsam.

In einem Überrumpelungsma-
növer schlug Erdogan Bundes-
kanzler Scholz Anfang 2022 vor, 
die Imam-Ausbildung durch die 
Türkisch-Deutsche Universität 
(TDU) in Istanbul durchzuführen. 
Die TDU mit ihrem zweifelhaften 
Ruf wird zum Teil vom deutschen 
Steuerzahler finanziert!

Die Intention des türkischen 
Vorstoßes könnte sein, das mit 
grundlegenden Aufgaben völlig 
überforderte deutsche Politik-
Establishment in der aktuellen 
günstigen Lage zu überrumpeln 
und die Auslegung des Islams in 
deutschen Moscheen langfristig 
durch die neue „Hohe Pforte“ am 
Bosporus zu diktieren.

Rund 90  Prozent der Imame in 
Deutschland stammen aus dem 
Ausland, insbesondere der Tür-
kei. Die aus deutscher Sicht pro-
blematische, vom türkischen 
Staat voll kontrollierte Türkisch-
Islamische Union der Anstalt für 
Religion (DITIB) spielt dabei eine 
fatale Rolle. Die DITIB hat ihren 
Sitz und ihre Zentralmoschee in 
Köln, also in NRW. Die beschrie-
bene Situation kann nicht zufrie-
denstellend sein.

Was unternimmt der Landtag 
diesbezüglich?

Im März 2021 befasste sich der 
Landtag mit der Ausbildung der 
Imame in NRW. Die damalige 
schwarz-gelbe Landesregierung 
wurde vom Landtag beauftragt 
den Aufbau einer Imam-Ausbil-
dung zu prüfen, „um die Beschäf-
tigung von in Deutschland aus-
gebildeten und auf dem Boden 

des Grundgesetzes stehenden 
islamischen Geistlichen voran-
zutreiben“. Vor allem das Zen-
trum für Islamische Theologie 
der Universität Münster sollte 
als Ausbildungsstätte einen Stu-
diengang erhalten. Gerade hier 
scheint die Bedrohung für eine 
radikale Auslegung des Islams 
zu liegen. Die Verbreitung eines 
grundgesetzkonformen Islams, 
der den Koran nicht als 100 Pro-
zent Gottes Wort, sondern als 
menschengemacht sieht, käme 
einer theologischen Revolution 
gleich. Die Initiative der Türkei, 
die Ausbildung der Religions-
gelehrten an einer Universität 
in Istanbul zu forcieren, könnte 
lediglich ein Versuch sein, die-
sen Prozess in Deutschland zu 
konterkarieren.

Hat die deutsche Politik diese 
Problematik erkannt? Welche 
Fortschritte hat die Imam-Aus-
bildung in NRW vorzuweisen, 
um einen grundgesetzkonfor-
men Islam in Deutschland zu 
etablieren?

Die AfD-Fraktion im Landtag 
Nordrhein-Westfalen hat hierzu 
Fragen an die neue Regierung ge-
stellt und wird diese Thematik in 
den nächsten Jahren weiter ver-
folgen und kritisch hinterfragen.

Prof. Dr. Daniel ZerBin, MdL
Sprecher für Wissenschaftspolitik
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BERG ...

... ZUM PROPHETEN 
MUSS Die Imam-Ausbildung in 

Nordrhein-Westfalen



Während der ersten beiden Nachkriegsjahre be-
stimmten Hunger und Kälte den Alltag der Deut-
schen. Die Versorgung mit Lebensmitteln, Kraft- 
und Heizstoffen brach weitgehend zusammen, 
Strom musste rationiert werden. Es herrschten 
Hoffnungslosigkeit und Verzweifl ung. In Bal-
lungszentren wie dem Ruhrgebiet kam es sogar 
zu Hungerdemonstrationen. Und in Großstädten 
wie Köln oder Düsseldorf fehlte es bei rekordver-
dächtigen Minusgraden an dringend benötigtem 
Wohnraum. Die alliierten Luftangriffe hatten die 
spätere Landeshauptstadt in Schutt und Asche 
gelegt, nur 7 Prozent der Wohnhäuser über-
standen den Krieg unbeschädigt. Viele Stadt-
bewohner hausten auch zwei Jahre nach dem 
Kriegsende in Ruinen oder Baracken. Mangel-
erkrankungen, Tuberkulose und Typhus hatten 
bei der frierenden und hungernden Bevölkerung 
ein leichtes Spiel. Deutschlandweit überlebten 
Schätzungen zufolge mehrere Hunderttausende 
den Hungerwinter nicht.

Die Ursachen dieser Katastrophe liegen nicht allein 
im Zusammenbruch der deutschen Wirtschaft. Im 
Krieg waren keineswegs alle Werksanlagen zer-
stört worden. Das Leistungspotenzial der Industrie 
lag bei Kriegsende sogar um 20 Prozent höher als 
1936. Der sogenannte Hungerwinter von 1946/47 
war auch eine Folge der Besatzungspolitik. Mit der 
Direktive JCS 1067 wurde die Militärregierung der 
US-Besatzungszone angewiesen, keine Schritte in 
Richtung des wirtschaftlichen Wiederaufbaus zu 
unternehmen – auch wenn sie in der Praxis nur 
abgeschwächt umgesetzt wurde. Zunächst sollte 

DER HUNGERWINTER
        1946/47
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sogar eine Politik der Deindustrialisierung verfolgt 
werden, die schnell dazu beitrug, dass die Dünger-
Produktion drastisch einbrach, was zwangsläufig 
die Landwirtschaft behinderte. Die alliierte Kon-
trolle der Kohle- und Stahlproduktion bewirkte, 
dass ausländische Angebote, Lebensmittel gegen 
Kohle und Maschinen einzutauschen, abgelehnt 
wurden. Die durchschnittliche Nahrungsversor-
gung deutscher Zivilisten in der amerikanischen 
und britischen Besatzungszone belief sich zeitwei-
se auf rund 1200 Kilokalorien täglich, weit unter 
dem empfohlenen Tagesbedarf für Erwachsene. 

Die kontinuierliche Geldentwertung erschwerte 
die Versorgungslage zusätzlich. Die Aufrüstungs-
politik des Dritten Reiches beruhte ab 1943 zuneh-
mend auf dem Drucken neuer Banknoten. Die Fol-
ge war ein umfangreicher Kaufkraftüberhang mit 
Infl ation, auch weil Beschränkungen den Abfl uss 
von Geld ins Ausland verhinderten. Durch staat-
lich fixierte Lebensmittelpreise und Lohnstopps 
wurde zwar Geldwertstabilität vorgetäuscht, 
doch das Prinzip der Preisbildung durch Angebot 
und Nachfrage war damit faktisch aufgehoben. 
Die Reichsmark war nicht konvertibel, also nicht 
tauschbar gegen Fremdwährungen. Für Bewohner 
von Grenzregionen war es nach Kriegsende damit
nicht möglich, Lebensmittel und Heizstoff e im 
Ausland zu kaufen. Dadurch wurde die Reichsmark 
als Zahlungsmittel zunehmend vom Tauschhan-
del abgelöst. Viele Betriebe waren angesichts der 
Geldentwertung und in Erwartung einer kommen-
den Währungsreform dazu übergegangen, Roh-
stoff e und Waren zu horten. Lebensmittel konn-
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ten oft nur noch auf dem Schwarzmarkt erworben 
werden.

Der erfolgreiche Aufbau eines demokratischen 
Staates setzte die Überwindung der Mangelwirt-
schaft voraus

Die katastrophale Versorgungssituation der Be-
völkerung änderte sich erst allmählich, als die 
westlichen Besatzungsmächte erkannten, dass 
Frieden und Sicherheit in Europa ohne ein demo-
kratisches, wirtschaftlich gesundes Deutschland 
auf Dauer nur schwer zu realisieren sein würden. 
Der sich abzeichnende Kalte Krieg ließ eine zu-
künftige Einbindung Westdeutschlands in die von 
den USA geführte Sicherheitsarchitektur als vor-
teilhaft erscheinen. Der erfolgreiche Aufbau eines 
demokratischen Staates setzte die Überwindung 
der Mangelwirtschaft voraus. Eine an Krankhei-
ten und Hunger leidende Bevölkerung wäre nur 
bedingt für den demokratischen Wiederaufbau 
zu begeistern, geschweige denn körperlich in der 
Lage dazu.

Zum Bild gehört auch ein Blick auf die Alliierten: 
Frankreich befand sich nach Kriegsende in einer 
ernsten wirtschaftlichen Krise, während die Sow-
jetunion dem Wiederaufbau des eigenen Landes, 
das selbst unter Nahrungsmittelknappheit litt, ab-
soluten Vorrang einräumte. Die Briten wiederum 
sahen sich mit hohen Besatzungskosten konfron-
tiert, weshalb sie in ihrer Besatzungszone – aber 
auch im eigenen Land – weiterhin an der Rationie-
rung von Lebensmitteln festhielten.

Ab 1946 zeichnete sich ein Umdenken der ame-
rikanischen Öff entlichkeit im Umgang mit der 
deutschen Zivilbevölkerung ab. Die US-Regie-
rung genehmigte erstmals Hilfslieferungen nach 
Deutschland. Zeitungen riefen dazu auf, Lebens-
mittel an deutsche Zivilisten zu spenden. US-Prä-
sident Harry S. Truman beteiligte sich persönlich 
an der Aktion und spendete 100 Hilfspakete. Die-
ser Wandel war zum einen von der Überzeugung 
geprägt, dass der Hunger die Deutschen letztlich 
in die Hände des Kommunismus treiben könnte. 
Zum anderen sprachen sich die USA für höhere 

Nahrungsmittelexporte nach Deutschland aus, 
weil die eigene Agrarproduktion nach Kriegsende 
gewaltige Überschüsse erzielte. 

Allerdings reichten die amerikanischen Hilfs-
lieferungen allein nicht aus, um den Bedarf zu 
decken, zumal es der deutschen Landwirtschaft 
1946 nicht nur an Dünger, sondern auch an Ma-
schinen und Arbeitskräften fehlte. Hinzu kam ein 
trockener Sommer, der zu Ernteeinbußen führte. 
Zu allem Übel ging der Industrie auch noch die 
Kohle aus. Als im Winter 1946/47 eine Kältewelle 
über Europa einbrach, kam es zur Katastrophe. 
Die Temperaturen sanken auf bis zu minus 20 
Grad, der Rhein vereiste auf 60 Kilometern, die 
Binnenschifffahrt kam zum Erliegen und mit ihr 
die Versorgung mit Nahrung und Rohstoffen. Wie 
viele Menschen vor 75 Jahren an den Folgen von 
Hunger und Frost starben, ist bis heute nicht ab-
schließend geklärt. 

Leistung und Fleiß lohnten sich wieder. Die 
Grundlagen für die Soziale Marktwirtschaft 
und den „Wohlstand für alle“ waren gelegt!

Um Infl ation und Geldüberhang entgegenzuwir-
ken und den Grundstein für eine funktionierende 
Marktwirtschaft zu legen, entschied sich die bri-
tisch-amerikanische Bizone im Juli 1947 zu einer 
Währungsreform, der sich bald die französische 
Zone anschloss. Die Vorbereitung übernahm die 
Sonderstelle Geld und Kredit unter der Leitung 
von Ludwig Erhard, dem späteren Bundeskanz-
ler und Vater des deutschen Wirtschaftswunders. 
Am 21. Juni 1948 ersetzte die Deutsche Mark die 
Reichsmark als alleiniges gesetzliches Zahlungs-
mittel. Die Ladenregale füllten sich über Nacht, 
die Versorgungslage entspannte sich deutlich. 
Es gab wieder Hoff nung auf bessere Zeiten: Statt 
Infl ation, Mangel und Not herrschten nun Auf-
bruchsstimmung und Lebensfreude. Die Wirt-
schaft erholte sich und mit ihr die Menschen. Die 
Deutschen konnten ihr Land wieder aufbauen, 
ohne befürchten zu müssen, alles über Nacht zu 
verlieren. Leistung und Fleiß lohnten sich wieder. 
Die Grundlagen für die Soziale Marktwirtschaft 
und den „Wohlstand für alle“ waren gelegt!  

D E U T S C H E  G E S C H I C H T E
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Wie viele Menschen vor 75 Jahren 

an den Folgen von Hunger und 

Frost starben, ist bis heute nicht 

abschließend geklärt
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K U R Z  N O T I E R T

KURZNOTIERT

Wissenschaft und Vernunft 
verteidigen

Die Wissenschaftsfreiheit in 
Deutschland basiert auf den 
Grundgedanken der Aufklärung 
und der freien Weiterentwicklung 
von Wissen. Doch aktuell greifen 
die Ideologie der sogenannten 
„Cancel Culture“ sowie der reli-
giöse Fundamentalismus immer 
weiter um sich. Eine Entwicklung, 
die nicht nur wissenschaftliche 
Grundsätze ad absurdum führt, 
sondern auch einen Rückschritt 
für unsere freiheitlich-demokra-
tische Gesellschaft bedeutet. Die 
AfD dagegen steht für Vernunft 
und Zukunft!

Prof. Dr. Daniel Zerbin

Weihnachtszeit ohne 
Weihnachten

Zimtduft in der Luft, heißer Glüh-
wein in der Hand oder festliche Be-
leuchtung – jeder verbindet etwas 
ganz Besonderes und Persönliches 
mit der Weihnachtszeit. Dazu ge-
hört für viele ebenso die Weih-
nachtsbeleuchtung. Die Deutsche 
Umwelthilfe will die aber aus Kli-
maschutzgründen abschaff en: Nur 
noch ein Weihnachtsbaum pro 
Kommune. Wir machen bei der 
Abschaff ung unseres Weihnachts-
brauchtums aber nicht mit.

Zacharias Schalley

Mit Doppelmoral zur Fußball-WM 

Wer kritisiert schon gerne seine 
schwerreichen Freunde? Die FIFA 
jedenfalls nicht, vor allem wenn 
es um Freunde aus Katar geht. 
Und weil die Profit-Funktionäre 
des DFB ihrem Weltverband in 
nichts nachstehen, stimmt man 
den WM-Gastgeber mit einer 
falschen Regenbogenarmbin-
de gnädig. Vergessen sind Men-
schenrechte und tausende tote 
Gastarbeiter! Politische Korrekt-
heit leistet man sich eben gerne, 
wenn es nichts kostet. 

Andreas Keith

Gefängnis-Seelsorger bringt 
Drogen-Döner und Handys mit 

Ein Seelsorger wurde bereits 2021 
mit Vorwürfen konfrontiert, Ge-
fangenen illegale Dinge mitzubrin-
gen. Damals bestritt er alles und es 
gab keine Beweise.

Im Sommer 2022 brachte er dann 
unerlaubt Essen mit in die JVA 
Heinsberg. Beim dritten Mal wur-
den die dampfenden Tüten kont-
rolliert – 5 der 13 Döner enthielten 
Hasch und Handys! Auch künftig 
wird die AfD-Fraktion der Justiz 
NRW auf die Finger schauen.

Klaus Esser

Kinder ohne Migrationshinter-
grund werden zur Minderheit

In 994 Grundschulen in NRW – 
vorwiegend im Ruhrgebiet – sind 
Kinder ohne Migrationshinter-
grund schon die Minderheit. Das ist 
über ein Drittel aller NRW-Grund-
schulen. An 54 Grundschulen liegt 
der Migrantenanteil über 90 Pro-
zent. Eine fatale Entwicklung: Für 
leistungsorientierten Unterricht 
brauchen Schüler möglichst leis-
tungshomogene Lerngruppen. Das 
wird sabotiert durch eine Politik, 
die die Heterogenisierung der Ge-
sellschaft aktiv herbeiführt.

Carlo Clemens

Grundsteuer einfach abschaff en!

Jetzt haben die Länder doch ent-
schieden, die Frist zur Abgabe der 
Grundsteuererklärung auf Ende 
Januar 2023 zu verlängern. Die 
AfD-Fraktion NRW ist wie die Bun-
des-AfD dafür, diese Steuer abzu-
schaff en. Die Kommunen sollen 
stattdessen einen Teil der Einkom-
menssteuer erhalten. Eine Debatte 
im Landtag zu einem Gegenent-
wurf der FDP hat die demnächst 
geltende Grundsteuer als büro-
kratisches und verfassungsrecht-
liches Monster entlarvt. Die FDP 
will damit wohl nur ihre frühere 
Regierungszeit aufarbeiten, ohne 
wirklich weiterführende Ideen.

Dr. Hartmut Beucker

Betreutes Denken per 
Verordnung

„In beheizten Geschäftsräumen 
des Einzelhandels ist das dauer-
hafte Off enhalten von Ladentü-
ren und Eingangssystemen, bei 
deren Öff nung ein Verlust von 
Heizwärme auftritt, untersagt, so-
fern das Off enhalten nicht für die 
Funktion des Ein- oder Ausgan-
ges als Fluchtweg erforderlich ist.“ 
Solche Schmankerl finden wir in 
der Ku r z f r i s te n e rg i eve rs o r -
g u n g s s i c h e r u n g s m a ß n a h -
m e nve ro rd n u n g  (EnSikuMaV). 
Wer so etwas erfindet, bei dem 
muss unsere Energieversorgung 
ja wohl in sicheren Händen sein. 
Oder?

Christian LooseAutobahn-Chaos dank 
Kohleausstieg

Die A61 zwischen Jackerath und 
Wanlo wird nicht wieder herge-
stellt, denn durch die Verkleine-
rung des Tagebaus fehlt Masse 
zur Wiederauff üllung der Flächen. 
Dort, wo eigentlich die Autobahn 
nach dem Ende des Tagebaus wie-
der entstehen sollte, wird dann 
ein See verbleiben. Täglich 40.000 
Fahrzeuge müssen damit weiter-
hin massive Umwege fahren. Ein 
ökologisches wie ökonomisches 
Desaster – oder eben „grüne“ Poli-
tik!

Klaus Esser
Christian Loose

Stromspartipps à la DDR

Waschlappen statt Dusche, zwei 
Pullover, mit Deckel kochen – Auf-
rufe zum Energiesparen. Sowas 
gab es in der DDR mit der Comic-
figur „Wattfraß“. FDJ-Kinder mal-
ten ihren Eltern das schwarze 
Teufelchen mit zwei Sicherungen 
als Hörner und einem Stecker am 
Schwanz – und klebten das Bild 
über Lichtschalter zur Mahnung: 
„Verlässt du Stube oder Haus, 
schalt Lampen aus, zieh Stecker 
’raus!“ Unter dem Schlachtruf 
„Blitz contra Wattfraß“ machten 
die FDJ-Funktionäre – heute hie-
ßen sie Aktivisten – Jagd auf die 
Stromfresser ihrer Eltern, etwa 
Bügeleisen, die zur „Spitzenzeit“ 
genutzt wurden. 

Christian Loose

Gefängnis-Seelsorger bringt 
Drogen-Döner und Handys mit 

Ein Seelsorger wurde bereits 2021 
mit Vorwürfen konfrontiert, Ge-
fangenen illegale Dinge mitzubrin-

Betreutes Denken per 

Muezzinruf in Köln

Beim Bau der Großmoschee in 
Köln-Ehrenfeld wurde den An-
wohnern vonseiten des Betreibers, 
der türkischen Religionsbehörde 
DITIB, versprochen, dass es keinen 
Muezzinruf geben solle. Auch die 
Kölner CDU warb damit bei be-
unruhigten Bürgern. Wenige Jah-
re später ist das aber Makulatur 
und die von der CDU unterstützte 
Oberbürgermeisterin Reker ge-
nehmigt den Muezzinruf. Am 14. 
Oktober war es erstmals soweit. 
Wir waren vor Ort.

Sven W. Tritschler

DER IMAM DER DITIB-ZENTRALMOSCHEE 
IN KÖLN, RIEF AM 14. OKTOBER 2022

ERSTMALS ÜBER LAUTSPRECHER 
ZUM FREITAGSGEBET

QUELLE: PICTURE ALLIANCE/
DPA|ROLF VENNENBERND

ORIGINALFOTO BEARBEITET
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Dr. Alice Weidel
Mitglied des Bundestages
Fraktionsvorsitzende
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rechnungen nicht mehr be-
zahlen, die ihnen jetzt ins Haus 
flattern. Gewerbetreibende, 
Mittelständler und Handwerker 
stehen vor dem Ruin. Altein-
gesessene Traditionsbetriebe, 
die zum Teil seit über hundert 
Jahren bestehen und zwei Welt-
kriege überlebt haben, müssen 
aufgeben, weil die Energiekos-
ten ihnen das Genick brechen. 
Industriebetriebe schließen die 
Tore für immer oder wandern 
ins Ausland ab. Einige treten 
mit lautem Knall ab, die meisten 
sterben still und leise.

Deutschland ist auf dem Weg in 
einen harten Winter der Verar-
mung und Deindustrialisierung. 
Der Angriffskrieg, den Russ-
land gegen die Ukraine führt, ist 
nicht die Hauptursache der ex-
plodierenden Energiepreise. Er 
sorgt lediglich dafür, dass uns die 
Rechnung für die energiepoliti-
schen Irrwege der vergangenen 
Jahre und Jahrzehnte schneller 
und dramatischer präsentiert 

wird. Die Milliardenpakete, mit 
denen die Ampel viel zu spät die 
Folgen zu dämpfen vorgibt, sind 
blindes Kurieren an den Sympto-
men. Die Schulden, die dafür ge-
macht werden und die letztlich 
die Bürger selbst bezahlen wer-
den müssen, heizen die Inflation 
zusätzlich an und gießen weiter 
Öl ins Krisenfeuer.

Mit den Grünen am Steuer fährt 
die Ampel unser Land an die 
Wand. Je länger die übrigen eta-
blierten Parteien damit weiter-
machen, die grünen Dogmen 
nachzubeten, und sich weigern, 
den grün-linken Geisterfahrern 
ins Lenkrad zu greifen, desto 
härter wird der Aufprall. Was ge-
tan werden muss, um das Ruder 
noch herumzureißen, liegt auf 
der Hand: Die „Energiewende“ 
stoppen, den Atom- und Koh-
leausstieg zurücknehmen, die 
Laufzeit der verbliebenen Atom-
kraftwerke verlängern und die 
bereits stillgelegten wieder in 
Betrieb nehmen, die selbstmör-
derische Sanktionspolitik gegen 
Russland revidieren und über 
die Wiederaufnahme der unver-
zichtbaren Erdgaslieferungen 
aus Russland verhandeln – auch 
über die noch intakte Leitung 
von Nord Stream 2.

Die Alternative für Deutschland 
ist die Stimme der Vernunft im 
deutschen Tollhaus. Sie wird 
nicht aufhören, den Weg aus der 
Krise zu zeigen und an der Seite 
der Bürger für deutsche Interes-
sen einzutreten.

VERNUNFT 
STATT IDEOLOGIE
Stoppt die energiepolitische

	   Geisterfahrt!
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Grüne Politik muss man sich 
leisten können. Die große Mehr-
heit der Deutschen kann sich die 
ideologiepolitischen Dogmen 
der Grünen aber nicht mehr 
leisten. Atomausstieg, Kohle-
ausstieg, Verteufelung von fos-
siler Energie und Autos mit Ver-
brennungsmotor, Verzicht auf 
günstiges Erdgas aus Russland, 
eine milliardenfressende „Ener-
giewende“, die auf dem Voodoo-
Glauben beruht, man könne die 
Energieversorgung eines Indus-
trielandes irgendwie hinbekom-
men, indem man das Land mit 
Windradmonstern und Solar-
spiegelwüsten vollpflastert – ein 
toxischer Ideologie-Cocktail, der 
für Millionen Deutsche vor allem 
eines bedeutet: Frieren, Darben, 
Zahlen und Abschiednehmen 
vom hart erarbeiteten beschei-
denen Wohlstand. 

Die Folgen sind jetzt schon über-
all zu spüren. Familien und Rent-
ner können die astronomischen 
Heizungs- und Nebenkosten-
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Bitte geben Sie im Verwendungszweck Ihre vollständige Adresse an,
damit Sie eine Spendenquittung zugeschickt bekommen können.

Für jeden Euro, den Sie spenden, muss uns der Herr Finanzminister
noch einen dazugeben – seine erste wirksame Entlastung!

Liidder  uss IIre Speede verdoppell!

Parteispenden sind steuerlich absetzbar. Alleinstehende können
bis zu 1.650 € geltend machen, Ehepaare sogar das Doppelte.

Habeck darf IIre Speede  icct besteuerr!

Jeder Euro für die AfD ist eine Investition in Deutschland.

Sccolz  kaaa IIre Speede  icct
iis Auslaad verscceekee!

3 Gründe für Ihre ANZEIGE

SPENDE AN DIE AfD:



Sie möchten unser kostenloses Magazin BLICKWINKEL  abonnieren und in Zukunft portofrei nach Hause geschickt
bekommen? Dazu bitte einfach die beiliegende Postkarte ausfüllen und an uns zurücksenden.

Sie können unser Magazin auch online abonnieren. Der nebenstehende QR-Code führt Sie direkt auf die 
Anmeldeseite: afd-fraktion.nrw/blickwinkel

JETZT
DAS KOSTENLOSE

BLICKWINKEL-ABO

ABSCHLIESSEN!

Im                                       fi nden Sie die ZweiteBLIC    WINKELK

Es gibt nur noch 
     eine Meinung?


